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Goldwmiete bei
Proteſterklärung gegen die Reichsmiet-

ſteuer.
Die fünf Gewerkſchaftsbünde und der Deutſche Mieterbund

r gegen die geplante Reichsmietſteuer gemeinſam bei der
De eher durch Uebermittlung nachſtehender Erklärung Pro

„Die unterzeichneten Verbände haben Kenntnis davon erhalten,
daß die die Neuregelung der Mietginsbildung in
einem Sinne verfolgt, der für die von Lohn und Gehalt lebenden
Vollksſchichten untragbar iſt. Sie ſehen ſich darum genötigt,

nochmals und in letzter Stunde davor zu
warnen, ihre am L7. Oktober 1923 überreichten Vorſchläge über die
N elung der t n unberückſichtigt zu laſſen.
J ondeve weiſen ſie darauf hin, daß ſie nicht imſtande ſind,

er I in z e dererſtü enn nicht folgende erungen bei euregeB tigung finden 2
Aufwertung der

ehe ne TrGehälter erfolgen und

1. Das v etzliche Hoheitsrecht für die Neuvregelung der
muß a weiterhin aufrechter halten

2. Die
er Kaufkraft der Löhne und

e auf den heute nicht überſehbaren
Stand der Wirtſchaft Rückſicht zu nehmen.

3. Nach Abdeckung der Unkoften für eine ordnungsmäßige Bewirt

r Mieten darf nur nach

ng der hre iſt jeder Mietsmehrertrag der privatenBelge u entziehen und zugunſten der Unterſtützung
leiſtungsſchwacher Mieter und der Wohnungsbauwirtſchaft in die
bffentliche Hand zu überführen.

4. Das Reich smietengeſetz bleibt aufrechter
prneſchadet einer vereinfachten und einheitlichen Du
durch die Länder.

W Zur n r e aus dert ſelbſt eunigſt eine ausreichende gemein
wirtſchaftliche Kapitalquelle erſchloſſen werden.

Schärfſten Einſpracch muß die Abſicht des Reichsfinanzminiſte-
riums hervorrufen, die Mieten zu einer Einnahmequelle für all-
gemeine Finangzbedürfniſſe des Reiches, der Länder und Gemeinden
zu machen. Abgeſehen davon, daß wir einen ſolchen Steuerweg für

ten, erſcheinen uns die wirtſchaftlichen Verhältniſſe
iteſter Volkskreiſe derart, daß die beabſichtigte Belaſtung ihnen

nicht zugemutet werden kann. Hinzukommt, daß bei der Beſchreitung
des von der Regierung vorgeſehenen Weges eine Belebung der aus
allgemeinen wirtſchaftlichen und ſozialen Gründen nötigen Bau-
tätigkeit nicht zu erwarten ſteht. Durch das Darniederliegen der
Bautätigkeit drohen nicht nur der Wirtſchaft, ſondern auch dem
Staate, beſonders im Hinblick auf die dadurch bedingte Arbeits
Ioſigkeit, ger Schäden.

Zuſammenſ aſſend erklären die unterzeichneten Verbände, daß ſie
die bisher laut gewordenen Abſichten der Reichsregierung nicht
billigen können; ſie müſſen dieſe vielmehr im Jntereſſe der
r n vertretenen Volksſchichten aufs ſchärfſte be
ämpfen.
Allgemeiner Deutſcher Gewerkſchaftsbund. Deutſcher Ge
werkſchaftsbuad. Allgemeiner Freier Angeſtelltenbund.
Gewerkſchaftsring deutſcher Arbeiter, Angeſtellten- und Be
amtenverbände. Allgemeiner Deutſcher Beamtenbund,

Deutſcher Mieterbund.

Ruinöſe Mietpolitik.
Ein Wort zur Frage der Friedensmieten.

Das Reichskabinett hat ſich am Montagabend erneut mit der
Mietſteuer und der Frage der Obligationen und des Finanzaus-
gleichs beſchäftigt. Neber die Mietgzinsſteuer lag ein neuer Ent-
wurf vor, der aber im Vergleich zu dem alten Entwurf eine weſent
liche Aenderung nicht enthält. An der allmählichen Angleichung
der gegenwärtigen Miete an die Friedensmiete und an ihre
Ueberlaſſung zu gleichen Teilen an die Hausbeſitzer bzw. Länder
und Gemeinden wird feſtgehalten. Jedoch ſieht der veränderte Ent-
wurf eine Bereitſtellung von einigen hundert Goldmillionen aus
den Mieteerträgniſſen an das Reich vor, die dem Zweck, neue
Wohnungen zu ſchaffen, dienen ſollen. Wenn etwas für die
Annäherung der Mieten an die Friedensmieten ſpricht, ſo iſt es
die Möglichkeit, auf Grund der höheren Mieten wieder bauen zu
können. Dadurch könnten wir einige der wichtigſten Schlüſſel-
induſtrien, die täglich für 20 Goldmillionen an Bauwerten er-

gen, wieder flottmachen, Unſummen an GErwerbsloſenunter
tützungen ſparen und wirkliche neue Wohnungen ſchaffen. DieſemZweck Vient aber der Entwurf mit ſeiner ungenügenden Bereit

ſtellung von einigen hundert Konzeſſionsmillionen für den öffent-
lichen Wohnungsbau nicht. Auch nicht durch die erhöhte
Rente für die Hausbeſitzer. Denn die Preiſe für Bau
materialien ſind heute weit überſetzt und ſtehen auch in keinem
Verhältnis zu den erhöhten Mieten, ſo daß durch ſie ein Anreiz

m Bau nicht geſchaffen wird. Hier liegt ſchließlich das letzte
indernis, den Baumarkt wieder zu beleben. Normale Preiſe ſind

die Vorausſetzung, den Hausbau wieder rentabel zu machen und
privates Anlagekapital heranzugiehen.

An und für ſich hat ſich die Reichsregierung für die Einführung
erhöhter Mieten den allerungünſtigſten Augenblick t. Wir

a lten,
führung

gewählt
wollen nur das wichtigſte Argument herausgreifen, um die Un
möglichkeit, den Plan der Regierung durchzuführen, klar zu zeigen.
Durch die Rentenmark haben wir tatſächlich einen Stillſtand inr Heelsbewegung erreicht. Preiſe und Lohne haben ſh
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hungerlohn?
geglichen, aber unter Umſtänden, die die Lebenshaltung der Be
völkerung ſo einſchränken, daß eine weitere Reduzierung
nicht mehr möglich iſt. Die Zurückhaltung beim Kaufen in den
Tagen vor dem Weihnachtsfeſt, trotzdem jetzt eine gewiſſe Ver-
billigung der Waren eingetreten iſt, beweiſt das. Nun will das
Reich die Goldmieten in wenigen Monaten auf den Friedens
ſtand bringen. Was bedeutet das, und wie werden die Aus-
wirkungen dieſer Maßnahmen ſein? Die Miete brachte z. B. Mitte
Oktober noch nicht 50 Millionen in Gold auf, während ſie im
Frieden mehr als 5 Goldmilliarden gab. Die gegenwärtigen
Mieten müßten alſo nach Anſicht der Regierung auf Koſten der
Lebenshaltung und aus dem Lohneinkommen heraus um gut
428 Milliarden, und wenn man eine Entwertung des Goldes von
ungefähr 40 Prozent berechnen will, um ungefähr 800 Gold-
milliarden geſteigert werden. Das ſind ungeheure Summen, die
ſür die Mieter nicht erträglich ſind. Das Einkommen der
Bevölkerung, die zum größten Teil arbeitslos iſt oder ver-
kür z t arbeitet, läßt eine ſolche Belaſtung nicht zu. Nun verſichert
zwar die Regierung immer wieder, die Angleichung der gegen-
wärtigen Mieten an die Friedensmieten nur all mählich, alſo
in einen Temvo vornehmen zu wollen, das die Steigerung wirt-
ſchaftlich und ſozial tragkar macht. Das wird ihr nicht aut mög-
lich ſein. Soll die Mietzinsſteuer Ländern und Gemeinden eine
finanzielle Entlaſtung bringen, die überhaupt von Bedentung iſt
dann mutß ſie unbedingt zu Lohnforderungen führen. Und
der Erfolg? Das ganze mühſam aufgebaute Preisniveau würde
in wenigen Tagen revolutioniert, der Preisabban ſofort
zum Stillſtand kommen und durch eine Preisſteigerung ab-
gelöſt werden. Wir hahben fünf Jahre lang die Schraube ohne
Ende miterlebt. die der Papiermark das Grab ſchaufelte und die
in ganz kurzer Zeit auch der Rentenmark den Garaus
in achen muß. Die Regierung gibt und darüber muß ſie
ſich klar ſein das Signal zu der Rentenmarkinflation.
Sie tut deshalb klug, an den gegenwärtigen Verhältniſſen im
Wohnungsweſen, unter der Vorausſetzung, daß eine Auf-
wertung der Hypotheken nicht erfolgt, ſo lange
nicht zu rühren, bis klare Verhältniſſe eingetreten ſind, die
praktiſche und erfolgreiche Maßnahmen garantieren.

Warnung!
Der „Vorwärts“ ſchließt einen Artikel „Das Michterjoch“ mit

folgender eindringlicher Warnung an die Reichsregierung:
Wir warnen die Reichsregierung und insbeſondere den Reichs-

finanzminiſter vor ſeinen Plänen. Wir warnen ſie im Jntereſſe
des ſozialen Friedens und der ſozirlen Gerechtigkeit.
So hoch und ertragreich der Reichsfinanzminiſter ſeine Mietſteuer
auch veranſchlagen mag, ſie wird auf dem Papier bleiben, weil
die Mieterſckaſt ſie nicht bezahlen kann und nicht bezahlen wird,
und weil die wirtſchaftlichen Organe des ſchaffenden Volkes die
Arbeitserträgniſſe vor einer unſozigalen und un gerechten Ausbeute
zu ſchützen haben. Dieſe Arbeitserträgniſſe, die heute müh-
ſamer als vor dem Kriege erarbeitet werden, dürfen nur dem Wie-
deraufbau unſerer Wirtſchaft dienen, aber nicht für ihren
Verfall rerbraucht werden. Sie müſſen gemeinwirt-
ſchaftliche Bindung erfahren. Ertrige aus der Wohnungs-
wirtſchaft dürfen nur der Wohnungs wirtſchaft wicder zu-
geführt werden.

Die ſächſiſche Kriſe.
Dresden, 18. Dezember. (Eig. Drahtbericht.)

Die Bildung einer neuen Regierung iſt bisher nicht im geringſten
r Allem Anſchein nach dürfte die Kriſe ein vor-

läufiges Ende durch Neuwahlen zum Landtag finden. Jn dieſem
Falle würde di Regierung Felliſch als Geſchäftsminiſterium im
Amte bleiben.

Der Fünfzehner-Ausſchuß des Reichstags legte am Montag bei
der Beratung der zweiten Steuernotverordnung der Regierung
nahe, bei den vorgeſebenen Abzügen der Steuer vom Ar-
beitsslohn die Ermäßigung für die zur Haushaltung des
Arbeitnehmers zählenden Familienangehörigen auf Kinder bisu 18 ſtatt nur bis zu 17 Jahren auszudehnen. Weiter empfahl
Wer Ausſchuß der Regierung, den Steuerabgug vom Arbeitslohn
im Jntereſſe der Vereinfachung und Verbilligung der Steuer
erhebung in der Weiſe umzugeſtalten, daß der Abzug von der Ge
ſamtſumme der von den einzelnen Arbeitgebern gezahlten Löhne
und Gehälter erhoben wird, ſtatt nach individueller Berechnung.

Geſtern, Montag, nachmittag 3 Uhr begann im „Volkspark“ die
Sitzung des erweiterten Bezirksvorſtandes und der großen Pref-
kommiſſion in Anweſenheit der Genoſſen Wels, Criſpien und
Ludwig vom Parteivorſtand. Zweck der Sitzung war, Stellung
zu nehmen zu dem bekannten Beſchluß der beiden genannten Kör-
perſchaften. Nach mehrſtündiger Ausſprache wurde ein Vorſchlag
des Genoſſen Criſpien einſtimmig gebilligt, wonach die Angelegen-
heit des leitenden politiſchen Redakteurs den Unterbezirken des
Verbreitungsgebietes des „Volksblatt“ zur Beſchlußfaſſung vor
gelegt und dem Bezirksparteitag zur endgültigen Entſcheidung
unterbreitet werden ſoll.
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Der Arbeiter als Steuerzahler.
Das Kernſtück der vom Reichskabinett inzwiſchen verabſchiedeten

Steuernotverordnung bildet die Aenderung der Einkommenſteuer
für das Jahr 1924 Dabei kommt der Neuregelung des Lohnabzugs
beſondere Bedeutung zu. Jſt doch der Lohnabzug bisher der finan
ziell bedeutungsvollſte Beſtandteil der Einkommenſteuer geweſen
und zugleich die ertragreichſte Steuer im gangen deutſchen Steuer
ſyſtem überhaupt. Das geht aus folgenden Zahlen hervor:

Anteil der Lohnſteuer in Proz. des Geſamtaufkommens
der Steuern, Zölle und

1923 der Einkommenſteuer Verbrauchsabgaben

Januar 90,7 29,8Februar 93,5 27,7März 94,7 35,4April. 78,6 21,9Mai S 6 18,3Juni 832,3 33,5Juli 828 29,0Auguſt 56,0 17,0September 80,4 18,8Oktober 84,5 19,4Danach brachte die Lohnſteuer im Durchſchnitt der erſten zehn
Monate des Jahres 1923 etwa 80 Prozent der geſamten Ein-
kommenſteuer. Jn dieſer Berechnung ſind die verhältnismäßig er-
heblichen Beträge enthalten, die im April und Mai 1923 von den
Veranlagungspflichtigen als Steuer für das ganze Jahr 1922 ent-
richtet wurden. Nimmt man dieſe Beträge heraus, ſo ergibt ſich
ein Anteil der Lohnſteuer von etwa 90 Prozent. Der Anteil der
Lohnſteuer am Geſamtaufkommen von Steuern betrug während
der Monate Januar bis Jult durchſchnittlich 30 Prozent, von
Auguſt bis Ottober durchſchnittlich 20 Proz. Die Verringerung
des Anteils der Lohnſteuer im letzten Vierteljahr iſt aber kein
Entlaſtung des einzelnen Steuerpflichtigen. Sie iſt vielmehr her
vorgerufen vor allem durch das ſtarke Sinken des Reallohnes, durch
die Maſſenarbeitsloſigkeit und die Kurzarbeit. Sie iſt in gewiſſem
Umfang aber auch die Folge der ſtärkeren Steueranſpannung, die
ſeit Auguſt durch die erhöhten Vorauszahlungen auf die Ein-
kommen- und Körperſchaftsſteuer, durch die Rhein-Ruhrabgabe und
die Betriebsſteuer eingetreten iſt.

Jn keinem Lande der Welt bringt die Beſteuerung des Arbeits
einkommens trotz viel höherer Reallöhne derart hohe Erträge. Jn
England Fronkreich, Amerika und anderen hochinduſtriellen Län-
dern ſind Einkommen aus Arbeit in Höhe von mehreren tauſend
Goldmar! völlig ſteuerfrei, in Jtalien, Oeſterreich uſw. nur mit
2 bis 3 Prozent Steuer belaſtet. Die gewaltige finangielle Be
deutung des Lohnabzugs in Deutſchland beruht vor allem auf der
Erhebung an der Quelle. Sie iſt ferner aber auch eine Folge
der Jnflation. Die Geldentwertung machte alle Beſitzſteuern
unwirkſam. Für den Lohnabzug aber, der ſofort bei der Lohn-
zahlung zu entrichten war und nicht erſt Wochen und Monate
nachher wie die Beſitzſteuern, bedeutet die Geldentwertung eine ge-
waltige Verſchärfung. Sie zerſtörte die Wirkung der ſozialen Sr-
mäßigungen und führte dauernd zu einer unbeabſichtigten Ueber-
belaſtung.

Von den ſozialen Ermäßigungen beim Lohnabzug hatten ur
ſprünglich die Freilaſſung von Einkommensbeträgen für den Ver-
diener ſelbſr wie für ſeine Frau und ſeine Kinder den Sinn, das
zum Lebensunterhalt Notwendige das Eriſtenzminimum von
der Steuer freizulaſſen. Auch nachdem die ſozialen Ermäßigungen
nicht mehr die Freilaſſung des Exiſtenzminimums bedeuten konn
ten, hatten ſie die wichtige Aufgabe, die Belaſtung der Lohn und
Gehaltsempfänger durch die Lohnſteuer nach der Höhe ihres Ein-
kommens und nach der Größe ihres Familienſtandes abzuſtufen,
alſo die Lohnſteuerbelaſtung um ſo mehr herabzudrücken, je ge
ringer das Einkommen im Verhältnis zum Exiſtenzminimum war.
Die immer ſchneller vorwärts raſende Teuerung machte die Neu
feſtſetzung der Ermäßigungsbeträge in immer kürzeren Zeit
räumen notwendig. Während die Preiſe täglich ſtiegen, konnte die
Anpaſſung nur wöchentlich erfolgen. Da außerdem die Beträge
für die kommende Woche ſchon in der Mitte der vorhergehenden
Woche feſtgeſetzt werden mußten, ergab ſich regelmäßig, daß die
Teuerung ſchneller und weiter fortſchritt, als erwartet werden
konnte und dadurch die Ermäßigungen unzulänglich und wirkung-
los machte.

So kam es, daß beiſpielsweiſe ein Berliner Buchdrucker mit
vierköpfiger Familie in dieſem Jahre an Lohnſteuer zahlen mußte?in ſechs Wochen 9 bis 10 Progent, in zwölf Wochen 7 bis 9 Progent,
in zwanzig Wochen 5 bis 7 Prozent und nur in ſieben Wochen
weniger als 5 Prozent ſeines Wochenlohnes. Die Durchſchnitts
belaſtung in dieſen 45 Wochen betrug danach 6 bis 7 n
während ſie, wie allſeitig anerkannt, nur 4 bis 5 Prozent betrag
ſollte. Erſt in den letzten 5 Wochen, ſeitdem die Markentwertung
in ruhigere Bahnen gelenkt iſt, eine erträgliche Belaſtung ein

zten, ſo daß ſogar viele Arbeiter ſeit dieſer Zeit gänzlich ſteuer
i ſind.
Ganz ähnlich waren die Wirkungen auf die äßigungsbeträgeV der Werbungskoſten. Sollten diefe Werb ten,

ur t Pbie bei einem i bezahlten r r W u
ſeines Lohnes verſchlingen als bei einem gu en, urſprüc freilaſſen, ſo machten die Ermäßigungen

nz von der Steuer onWerhungsloſten beiſpielsweiſe bei einem Berliner Buchdrucker

in der erſten Oktoberwoche nur 84,4 Progent der tatſächlichen Wer
bungskoſten aus, in der zweiten Oktoberwoche 18,9 Prozent, in
der dritten 11,5 Prozent und in der vierten nur 7,5 Progent. Erſt
ſeit der iten Novemberwoche ſind die Ermäßigungen auch tat
ſächlich ſo hoch wie die Werbungskoſten. 7 w z

Dieſe augenblickliche Atempauſe, die als Ausglei egen dieUeberlaſtung während des ganzen Jahres dringend edarderlich

war und von der ſozialdemokratiſchen Reichstags
fraktion durchgeſetzt wurde, ſoll durch die Steuernotverordnung
ihr Ende finden. Das Reichsfiwangminiſterium twill auf Drängen

der Arbeitgeber „Vereinfachungen“ vornehmen. Nach dem Entwurf

für



einer Stenerndtverordnamg ſoll der r vom Krn auf eine neue Grundlage t werden. Gedanke,
das Ex r r 1 ſteuerfrei zu laſſen, ſoll ganz fallen gelaſſen
werden, es künftig nur noch Ermäßigungen zur ltungder W n und zur r des Familienſtandes

Werburngskoſten wird eigeben ſoll. Zur Abgeltung der e P nhäſe

meine Fr von tollen entlich 12 Goldmark ich ſtenerfrei ſein. Der über
e des Lohnes iſt grundſätzlich mit 10 Prozent zu

erſteuern, jtery r ſich dieſer Steuerſatz für die auund für jedes minderjährige Kind um 1 Proßgendt.
Dieſe N elung bedeutet beiſpielsweiſe bei einem Wochenlohn von 90 M für einen ledigen Arbeiter eine Belaſtung von

6 Progzent; für einen derheiruteten Arbeiter 6,4 bei einer
dreiköpfigen r er bei einer vier Familiebei einer fünfköpfigen Familie 3,6 Progent uſw. Jn
dieſer iſt die Neuregelung aller Vorausſicht nach eine Ver
ſchärfung. Sie wirt in einer Zeit vorgenommen, in der der
Reallohn ſe niedrigſten Stand erreicht hat. Da 80 Goldmarkk
bei der herrſchenden Goldteuerung heute wenig mehr als 15 Frie
densmark ſind und da eine Erhöhung der Löhne über kurg oder
lang kommen muß iſt die vorgeſchlagene Belaſtung unerträg
lich. Jnsbeſondere iſt eine Freigrenge von 12 Goldmark bei weitem
zu niedrig. Soll ein Kurzarbeiter, der drei Tage arbeitet und
15 Mk. in der Woche verdien:, von dieſem Hungerlohn auch noch
Steuern zahlen? Angeſichts der ungeheuren Kurzarbeit wird hierdie Gefar einer neuen Ueberſpannung des Lohnabgzuges hervor

erufen. Seit 5 Wochen ſind die meiſten Arbeitnehmer lohnſteuer
i, weil ihr Lohn weit unter das Exiſtengzminimum geſunken iſt.

Ein ſolche lohnſteuerfreie Zert wird es nach der Neuregelung nicht
mehr geben, vielleicht nicht einmal bei Kurzarbeitern.

Solchen „Vereinfachungen“, die eine Verſchärfung gegenüber der
bisherigen Belaſtung bedeuten, wird man die allergrößten Be-
denken entgegenbringen müſſen. Jm übrigen iſt feſtzuſtellen, daß
die Steuervorlagen der Regierung, ſoweit ſich bisher über ihre
finangielle Wirkung ein Bild gewinnen läßt, trotz harter Belaſtung
im einzelnen unzulänglich ſind und kein wirkſames
Mittel gegen die Jnflation bieten. Deshalb iſt die
Stellung zum Lohnabzug abhängig von dem Geſamtſteuerpro-
gramm der Regierung.

S

Abbau an verkehrter Stelle.

ParlamentsdienſtDer „Sozial demokratiſche
ſchreibt:

Reich und Länder find darüber, noch vor Jcrhresſchluß, ſozuſagen
als Weihnachtsbeſcherung, einen Beamtenabbau durchzuführen, der
allgemein als ungeheure Härte empfunden wird. Dieſer Abbau
macht keinen Halt vor den ſtaatlichen Einrichtungen, die im Jnter-
eſſe der Geſundung des Volkes, der Erziehung des Nachwuchſes,
der Behauptung unſerer allgemeinen deutſchen Kultur, unbedingt
nicht abgebaut werden dürfen, er verſchont nicht die Schulen und
ſonſtigen Bildungsſtätten, er greift ein in die ſozialen Fürſorge-
ſtellen, die heutzutage dringender nötig ſind denn je. Der Abbau
in dieſer Schroffheit, wie er gehandhabt wird, mutet um ſo eigen-
tümlicher an, wenn man erfährt, daß eine Kategorie mittelbarer
Staatsbeamter nicht abgebaut wird: die Pfarrer und Paſto-
ren. Dabei belaſten dieſe nach dem Stand der heutigen Geſetz
gebung z. B. die Finanzen des Staates Preußen mit rund 90 Pro-
ent ihrer Bezüge, während ſie früher nur mit 27 Proßgent der

Staatskaſſe zur Laſt fielen. Dieſe verſtärkte Belaſtung des ver-

„Unter dem hammer
Aafforderung zur nationalen Revolution in Bayern.

München, 18. Dezember. (Eig. Drahtb.)
De bayeriſche Obrigkeit hat dem Rechtsradikalismus ein ein

S Ventil gelaſſen, über das die bayeriſche Regierung und die
Volkspartei angeblich eine weitgehende Kontrolle aus

üben den Bund „Bahern und Reich.
immer deutlicher in Erſcheinung dieſe im weſent
lichen eine eingebildete und wahrſcheinlich überhaupt nur ein
leerer Wahn iſt. Denn heute, nachdem viele Ortsgruppen
dieſer ſation zu offenſichtlichen Schlupfwinkeln der ver-
botenen Hitlerverbände geworden ſind, hat im „Bund Bayern und
Reich“ und vor allem in ſeiner gleichnamigen Wochenſchrift eine
Radikaliſierung die d gewonnen, die an die Blütezeit der
Organe des Kampfbundes erinnert. Das beweiſt am beſten die
neueſte Nummer (3. Dezemberfolge), deren Leitartikel einer offenen
Kampfanſage an die Bayheriſche Volkspartei und an die Regierung
Knilling gleichkommt. Dieſer Artikel mit der Ueberſchrift „Unter
dem Hammer“ geht davon aus, daß die Reichsregierung ſich
nach einer amerikanichen Anleihe umſieht, wobei es ſich um nichts
anderes handle, als um die wirtſchaftliche und damit ſelbſtver-
ſtändlich auch um die politiſche Auslieferung Geſamt- Deutſchlands
mit Einſchluß Bayerns an das Ausland. Dann folgt ein hetze
riſcher Appell an das bayeriſche Volk, das jahrelang von ſeinem
Landtag, der herrſchenden Partei und deren Vollzugsorgan, der
Regierung, betrogen worden ſei. „Wenn von dieſen einer“, ſo
ſchließt der Artikel, „ſich in den nächſten Tagen wirklich noch ein
mal vermefſſfen ſollte. die abgenutzten parlamentariſchen Phraſen
von der Wiederherſtellung der Staagtlichkeit Bayerns herunter-
zuleiern, ſei es vom Miniſtertiſch oder vom Rednerpult des „hohen“
Hauſes, die Volksſtimme wird ihm das Urteil entgegenſchleudern:
Volksbetrüger, ſolche Komödien macht das bayeriſche Volk nicht
mehr mit. Es hat in der zwölften Stunde den furchtbaren Ernſt
der Lage erfaßt. Es wird nicht dulden, daß Bayerns mehr als
tauſendjährige Geſchichte mit einem parlamentariſchen Poſſenſpiel
abgeſchloſſen wird. Es blickt heute voll banger Erwartung zu jener
Stelle auf, von der es immer noch eine vrettende Tat erhofft. Wer
Bayern noch vor dem Verhandeltwerden durch Berlin retten will,
der muß raſch handeln, „ermächtigt“ einzig und allein von ſeinem
Verantwortungsbewußtſein vor Gott, dem Land und der deutſchen
Geſchichte.“ Dieſe letzten Sätze ſind eine offene Aufforderung
an den Generalſtaatekommiſſar, das Steuer und die Führung der
nationalen Revolution endlich in die Hand zu nehmen.

Die Zerſetzung des Bundes „Bayern und Reirh“ geſchieht vor
allem im bayeriſchen Oberland, wohin die nach Tirol und Salz-
burg geflüchteten nationalſozialiſtiſchen Führer leicht Zutritt
haben. Eine Hauptrolle in dieſer Hinſicht ſpielt vor allem der ehe-
malige Redakteur des „Völkiſchen Beobachter“, Hermann Eſſer,
der vom Staatsanwalt ſteckbrieflich verfolgt wird. Auch der vor
wei Jahren aus der Bayeriſchen Volkspartei hinausgeworfene

Landtageubgeordnete Dr. Zahnbrecher, deſſen Wahlkreis im
radikaliſierten Chiemgau liegt, ſoll auf dieſe Weiſe wieder ver-
ſuchen. politiſche Geſchäfte zu machen. Da er von jeher zu den
treueſten Stützen des Herrn v. Kahr gehört hat, nimmt man an,
daß er der Verfaſſer des oben zitierten Artikels in „Bahern und
Reich“ iſt.

Hie Reichswehr in Chüringen.
Abmachungen, die nicht gehalten worden And.

Das thüringiſche Staa:sminiſterium hat dem Landtag vor we-
nigen Tagen eine zweite Denkſchrift über den militäriſchen Aus-armten Staates hat ſich nicht zuletzt dadurch ergeben, daß die

Kreiſe, die die Kirche begnſpruchen, an der Spitze vor allem die
Bauern, nicht im entfernteſten daran denken. für ihren „Seel-
ſorger“ ein materielles Opfer zu bringen. Welches aber ſind dann
die Gründe für den Staut, nahezu die geſamte La r die Geiſt

r g. 4lichkeit in dyfer troftiofen zyrnc ange rer aufgubürden
nicht abzudauen?
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ten und Oberlandesgerichtsrat Ries ein Diſziplinarverfahren
durchgefihrt, weil er beſchuldigt war, als
ſitzender einer Reihe von karitativen Vereinen Leben3mittel und

Drgam

andere Bedarfsartikel, die für die Hilfsbedürftigen geſpendet
waren, für ſich verwendet zu haben. Die Unterſrlagungen, die
eine reſpektable Menge von Waren umfaſſen ſoll rhen au
Jahre zurück. Der Loberſtaatsanwalt Aull, der die Klage ver-
trat, beantragte Dienſtentlaſſung, währen
plinargericht aber nur auf einen Verweis erkannte. Der
Obverſtaats anwalt hat Berufung eingelegt. Wie es heißt, ſoll Ries
im Laufe des Montag verhaftet worden ſein; ein Beſtätigung
dieſer Nachricht war jedoch bisher nicht zu erlangen. Ries ſpielte
in der Münchener Geſellſchaft eine markante Rolle und war auch
ein berorgzugter Vertrauensmann des Erzbiſchofs und Kar-
dinals Faulhaber; auch ſonſt wurde er vielfach als eine
herrorragende Stütze der Ordnungsgelle (1) angeſehen und u. g.
einmal als Kandidat für das Amt des Juſtizm.iniſters ge-
nannt.

Meerumſchlungen.
28 Roman von K. von der Eider.

Mit ſchwerem Herzen ſah die junge Fran ihn fortgehen. Er ſah
noch ſo blaß aus und ſeine Blicke fuhren ſo unſtet umher, als ob
ſeine Gedanken ſeinem Tun ſchon weit voraus wären; auch war
das Wetter gar u ſchlecht.

Draußen war es bitterlich kalt. Der Nordwind fegte einen
ſeinen Schneeſtaub vor ſich her, der durch alle Ritzen und Löcher
drang, der ſich in die Augen ſetzte und den Atem hemmte.

Paſtor Gröhn knöpfte ſeinen Mantel bis obenan zu und ſchlug
den Kragen hoch; es tat ihm wohl, mit ſeinem äufgeregten Herzen
hinauszuſchreiten in die tobende Natur.

Raſch ſchritt er vorwärts, der Wind trieb ihn, und noch mehr
trieb ihn ſein eigenes, unruhevolles Herz.

„Ach Gott, Herr Paſtor, bei dem Wetter!“ rief der Arbeiter Kle-
mens. „Ein guter Mann jagt ja ſeinen Hund nicht 'raus. Jſt
denn was im Dorfe paſſiert, daß Sie bei ſolchem Wetter heraus
müſſen

„Nein, nein!“ Der Vaſtor ſank erſchöpft auf einen Stuhl und
bolte tief Atem. Einen Augenblick ſchloß er die Augen; dann rich-
tet er ſich wieder auf und ſtrich ſich die naſſen Haarſträhnen aus
der Stirn „Jch wollte nur mal ſehen, wie es Jhrer Mutter geht.“

„Na, das hatte doch Zeit bis morgen oder übermorgen. Bei uns
liegt doch keiner auf den Tod. Altſche,“ ſagte Rolf Klemens zu
ſeiner jungen Frau, „ſchenk mal dem Herrn Paſtor 'ne Taſſe
Kaffee ein.“

„Nein, danke!“ wehrte der Paſtor ab, obwohl ihm die Zunge am
Gaumen klebte.

„Ja, ohn' Naß und ohn' Trocken kommen Sie nicht weg,“ ſagte
die Frau. „Es iſt freilich das letzte aus der Kanne, aber das dickſte
hat ja das meiſte Geld gekoſtet.“

Der Paſtor nivppte an der Taſſe, auf der Hautſtücke der fetten
Schafmilch ſchwammen. Er wandte ſich an das alte Großmütter-
chen im Lehnſtuhl. „Wie geht es, Frau Klemens?“

„Unkraut vergeht nicht,“ antwortete die Alte. „Es iſt alle Tage
dasſelbe Es iſt ein langer Tag!“ Sie meinte ihr Leben.

2
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„Ja, ja,“ ſagte der Paſtor und ſtand nun wieder ratlos. Was
ſollie er riden mit den Leuten, die er nicht kannte, deren Seelen

nahmezuſtand in Thüringen zugehen laſſen, die das aktenmäßige
Material über den Verkehr zwiſchen der Landesregierung und den
teichsweohrbehörden in der Zeit vom 20. November bis 10. Degem-
r enthält. Daraus erfährt man z. B., daß die Behauptung, die

der Reichswehr miniſter am 23. November im Reichstag auffſtellte,
nach dem Ausnahmezuſtand hälte der thüringiſche Jnſtigminiſter
und der Jnnenminiſter bei einer Veranſtaltung in Weimar eine
Rede mi: einem Hoch auf die Rote Armee geſchloſſen, ſchon des

richtig ſein muß, weil weder vor noch nach dem Aus-
iczuſtand der Innenminiſter Hermann in Gemeinſchaft

m Auſtizminiſter eine Rede gehalten hat. Mit Jntereſſe
Mr n m 9 5 c 3 p.an in einem Schreiben des thüringiſchen Vertreters bei der

regierung an das Bureau des Reichspräſidenten. daß das
neirhewehr ſterium „befremdet“ war durch die Be-

ung der Stadt Weimar, die zwei Tage nach einer, Beſprechung
jchen dem üringiſchen Sigatsminiſter und dem Reichswehr-

miniſter erfolgte. Jn dieſer Beſprechung war als Grundſatz auf-
geſtellt worden, daß die Reichswehr nur nach vorherigem Einvrer-
nehmen mit der Landesregierung vorgehen ſoll: über dieſe Ab-
müchung hat ſich der Kommandeur einfach hinweggeſetzt und zog in

F F. t 5 D. r 74 wrorofThiringens Hanytſtadt ein. Die Denkſchrift bietet auch wieder
allerlei Material von Us f und gewaltſamen Haus-ergriffen
ſuchungen durch die Reichswehr, teilweiſe ſogar in Abweſenheit
der Hausbewohner. Wie die Reichswehr ſich bei ihrem Vorgehen
durch Klatſch und Denunziantentum verleiten ließ, dafür iſt der
Fall der Hausſuchung im Staatlichen Bauhaus und das Vorgehen
gegen deſſen unpolitiſchen Direktor Grovius ein ſchlagender Be-
weis. Schlechthin wird da von Generalleutnant Haſſe als „ein-
wandfrei feſtgeſtellt“, daß Schüler des Vanthauſes ſich verſchiedent-
lich kommuniſtiſch betätigt haben und daß dies nicht ohne Wiſſen
des Direktors geſchehen iſt. Und wie beweiſt man das?
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ihr fremd waren. „Wen der Herr lieb hat, dem ſchickt er ein Kreuz,“
verſuchte er ſie zu tröſten

„Woer das Kreuz hat, der ſegnet ſich,“ entgegnete die Alte.
Der Paſtor verſtand ſie nicht recht. Tr wollte gern etwas ſagen,

aber er fürchtete, anzuſtoßen. Er wünſchte gute Beſſerung und
ging.Wieder empfing ihn der Sturm und ſpielte mit ihm, und der
Paſtor kärnpfte und ließ ſich treiben und trat keuchend in die nächſte
Kate.

Die Leute ſchlugen die Hände über den Kopf zuſammen, ſahen
ihn kopfſchüttelnd an, beantworteten ſeine Fragen kurz und blickten
ihm bein Gehen mißtrauiſch nach

Weiter ging er, immer weiter. Plötzlich erlahmte ſeine Kraft;
da kehrte er um und ging nach Hauſe. Todmüde und durchfroren,
aber mit heißem Kopf und funkelnden Augen kam er heim, wo
Thora ihn mit ſorgenden Blicken und liebevollen Vorwürfen embp-
fing.

Am antkeren Tage kam der Rückſchlag. Er wurde nicht eigentlich
krank; aber er lag tagelang blaß und abgeſpannt auf dem Sofa
und zeigte für nichts Jntereſſe Auf die Apathie folgte ein raſt-
loſes Arbeiten bis zur Erſchöpfung. Dann wieder ſaß er ſtunden-
lang vor ſeinem Schreibtiſch, hatte den Kopf in beide Hände geſtützt
und zergrübelte und zermarterte ſein Gehirn.

Eines Tages trat er mit leuchtenden Augen vor Thora hin. „Jch
habe endlich den Grund gefunden, auf dem unſere ganze Religion
ſich aufbaut, auf dem wir Menſchen leben, wirken, ſchaffen, nach
dem wir alle ſtreben, bewußt und unbewußt. Es iſt die Güte.“
Er griff nach Hut und Mantel.

„Wobin willſt du? Was haſt du vor?“ fragte Thora erſchreckt;
ſie begriff nicht, wo er mit ſeiner Rede hinaus wollte.

Er nabm ihre beiden Hände in die ſeinigen und drückte ſie innig.
„Halte mich nicht zurück. du beſte der Frauen, die du die Güte in
Perſon biſt. Halte mich nicht davon ab, Gutes zu tun. Jchk habe
ſo unendlich viel gutzumachen.“

Da ließ ſie ihn gehen.
Als Paſtor Gröhn heute aus der Dorfftraße ſchritt, ſtrahlte ein

herrlicher Sonnenſchein über die anſcheinend ausgeſtorbenen
Femren. Heute begegnete ihm auch hin und wieder jemand. BVlond-
köpfige ſchmutzige Kinder ſpielten am Wegesrand; in den Türen
ſtanden ſchwatzende Weiber.

Der Paſtor ſprach ſedermann an: er blieb bei den Kindern ſtehen
wund legte ihnen blanke Talerſtücke in die ſchmierigen Hände, und

die Dienſtſtelle die die Van

verfahren wird nicht der geringſte nternommen,Wahrheitsbeweis anzutreten; vielmehr erklärt der militäriſche Be
fehlshaber in Thüringen:

„Da der betr. Truppenkommandeur keine Veranlaſſung hatte,
die Wahrheit der Ausſagen in Zweifel zu ziehen, war er nicht
nur berechtigt, ſondern verpflichtet, durch eine Durchſuchung
Jhrer Wohnung feſtſtellen zu laſſen, ob dort irgendwelches kom-
muniſtiſches Material vorhanden war. Jch habe ſomit keinen
Grund, en den Offizier einzuſchreiten und weiſe Jhre Be-
ſchwerde als unbegründet zurück.“

Als Anhang enthält die Denkſchrift ein Verzeichnis der ver
hafteten Beamten, 45 an der Zahl. 16 der feſtgenommenen Be
amten, aus ſchließlich Lehrer, die faſt durchweg in der Zeit vom
10. bis 15. November verhaftet wurden, befinden ſich heute noch
in Haft. Leider erfährt man aus der Denkſchrift nicht die Ur-
ſache der Feſtnahme. Wäre es möglich, dann müßte man vielleicht
feſtſtellen, daß lediglich ihre Mitgliedſchaft zu einer republikaniſchen
Partei genügte, ſie der Freiheit zu berauben denn es ſcheint uns
unmöglich, daß Lehrer, die ein „Verbrechen“ begangen haben, bis
zum Einmarſch der Reichswehr ihren dienſtlichen Verpflichtungen
nachgehen konnten.

Ein neuer Randidat.
Der Kawpf um das Keichsbankpräſidium.

Jn den letzten Tagen wird der Generaldirektor der Diskonto-
Geſellſchaft, Urbig, neben Dr. Schacht als ansſichtsreicher
Kandidat für das verwaiſte Amt des Reichsbankpräſidenten ge-
nannt. Tatſache iſt, daß Urbig als ausſichtsreicher Kandidat bis-
her nicht in Frage kommt, ſondern lediglich von einzelner Ber-
liner Großbanken gern als Reichsbankpräſident geſehen würde.
Dieſe Banken haben zu Urbig mehr Vertrauen als zu Schacht, der
ihnen das viele Monate gegen unſer Volk getriebene Jnflations-
geſchäft durch ſeine anerlennenswerte Tätigkeit als Währungs-

nmiſſar ſchnell verdorben und damit zugleich ihr Vertrauen ver-

ſpielt hat. D.Wie der „Sog. Parlaments-Dienſt“ erfährt, dürfte die preußiſche
Regierung ihren Vorſchlag, dem Reichspräſidenten Dr. Schacht
als Präſident der Rerchsbank zu empfehlen, in der Dienstagſitzung
des Reichsrates aufrechterhalten. Es iſt auch anzunehmen, daß
die Mehrzahl der Ländervertreter, ausgenommen Bayern, dieſer
Kandidatur der preußiſchen Regierung nach wie vor ihre Zu-
ſtimmung gibt, nachdem die Reichsregierung ſich ebenfalls mit ihr
einverſtanden erklärt hat und die gegen Dr. Schacht erhobenen
Vorwürfe ſich im Verlaufe einer Unterſuchung als voll-
kommen nichtig berausgeſtellt haben. Schon bevor Dr. Schacht
zum Reichewährungskommiſſar ernannt wurde, ſind die jetzt von
der Rechten gegen ihn erhobenen Beſchuldigungen auf ihre Richtig-
keit unterſucht worden. Das Ergebnis war, daß die letzte Regie
rung Streſemann einſtimmig beſchloß, Schacht zum Währungs-
kommiſſar zu ernennen. Eine beſſere Rechtfertigung für Dr.
„Schacht und gleichgeitige Bloßſtellung der deutſchnationalen Ver
leumder konnte es u. E. nicht geben. Wenn trotzdem die deutſch
naticnale Preſſe ihre Hetze gegen den jetzigen Reichswährungs-
konemiſſar als Kandidat für das Amt des Reichsbankpräſidenten
fortſetzt, dann erweiſt ſich daraus die ganze Jämmerlichkeit der
deutſchnationalen Argumentation gegen Schacht. Es ergibt ſich
aber auch, daß die Angriffe tatſächlich rein perſönlicher Art
ſind. Wie dürftig muß es um die Deutſchnationalen beſtellt ſein,
wenn ſie ſchon gegen einen bewährten Mann mit Vorwürfen hau-
ſieren gehen, von denen ſie vor ihrer Verwendung wußten, daß ſie
falſch und unberechtigt ſind!

Konfükt zwiſchen ſächſiſcher CSPD. und
dem Bezirksausſchuß des ADGB.

Wir entnehmen der Leipziger Volkszeitung“ folgendes Schrei
ben des Bezirksausſchuſſes Sachſen des ADGB.:

Zwiſchen den Landesinſtangen der VSPD. und des ADGVB. hat
ſeit Beſtehen des Gewerkſchaftsausſchuſſes (1909) eine Verein-
barung beſtanden, daß zur Wahrung der proletariſchen Jnter-
eſſen bei Beratungen in den beiderſeitigen Landesinſtanzen eine
gegenſeitige Vertretung mit Stimmrecht zugeſtanden war. Die
bisherige Vertretung der Landesinſtanz des ADGB. war im
Mindeſtfall auf drei Vertreter feſtgelegt. Auf dem Landes-
parteitag der VSPD. wurde von neu hinzugewählten Mit-gliedern des Landesarbeitsausſchuſſes der en aus Unfennt
nis der beſtehenden Vereinbarung verſucht, das Stimmrecht der
Gewerkſchaften anzuzweifeln. Um eine Klarſtellung herbei-
zuführen, beantragten die Vertreter des ADGB. in der Sitzung
am 15. Dezember, die Zahl ihrer ſtimmberechtigten Mitglieder

auf fünf feſtgzuſetzen. SDie Landesinſtangen der VSPD. erach-
teten je nach ihrer Zuſammenſetzung nur ein bis zwei Vertreter
des AD(GB. für ausreichend und beſchloſſen demgemäß.

Nach dieſem Beſchluſſe zogen ſich die Mitglieder des Bezirks-
ausſchuſſes des ADGGB. zu einer eingehenden Beratung zurück.
Jm Hinblick auf die Bedeutung der Beſchlüſſe der Landesinſtan-
n der Partei und ihrer Rückwirkungen auf die Gewerkſchaften
onnten die Vertreter des AD(GB. eine Schmälerung der ihnen

die Kinder jauchzten und ſpielten „Trümmeln“ damit. Er kam zu
Lieſchen Lobſe, die an der Waſchbalje ſtand um ſie herum krochen
und lagerten vier Kinder, eines immer kleiner als das andere.

Ein einziger Stuhl war in der Wohnung, ein wackeliger Tiſch
Die Kinder kauten an ein panr

trockenen Brotrinden und tranken aus einem Napf Waſſer mit ein
wenig Milch vrermiſcht dazu.

Elend, Hunger und Kälte herrſchten in der Hütte, und doch
ſträubte ſich die Frau dagegen, mit ihren Kindern ins Armenhanus
zu gehen

Paſtor Gröbn ſchüttelte alles Geld, das er bei ſich trug, in ihre
arbei: harten Hände. Es war ein blankes Goldſtück dabei.

Die Frau nahm das Geld hin. „Jch bedank' mich auch vielmals,
Herr Paſtor,“ ſagte ſie, und ſie preßte ſeine Hand, daß es ihn
ſchmerzte. Einen anderen Ausdruck für das Befühl der Dankbar-
keit kannten dieſe Lente nicht.

Kaum war Paſtor Gröhn fort, da ſchickte Lieſchen Lohſe ihren
äl'eſten Jungen in die Dorfſtrafe, um Braupen, Pflaumen,
Schmalz und Mehl zu holen.

„Juchbei, nun wird „Pottjegrütze“ gekocht, Pottjegrütze mit
Pflaumen; da kriegt man wieder 'nen anderen Glauben in den
Magen Nun brauchen wir nicht mehr „Hungerpoten“ zu ſaugen.

Ja, Naſche Schümann,“ meinte ſie fich ſelbſt entſchuldigend, zu
der Nachbarin, die zur Tür hereinlugte, „ich habe nicht gebettelt.
Gott bewabre mich vor ſolcher Sünde. Der Herr Paſtor hat mir
das Geld ganz aus eigenem Heißen gegeben. Dieſe Art Leute
haben ja Geld als Heu, denen kommt es nicht darauf an. Sie
wiſſen gewiß manchmal nicht, was ſie damit anfangen ſollen.
„Mammon“ ſagen ſie dazu, und unſereins vraucht doch das liebe
Geld ſu nötig.“

Tag für Tag ging Paſtor Gröhn ſeine einſamen Wege. Tag für
Tag ſtreute er das Geld niit vollen Händen aus. Es kam in die
Hände von Kindern, von Unmündigen von ſchlauen und gewiſſen
loſen Leuten. Mit einem Male war die Schatulle leer.

Eines Tages trat Frau Thora bei ihrem Mann ein. „vLiebſter,
du haſt vergeſſen, mir Wirtſchaftsgeld zu geben.“

„Wirtſchaftsgeld? Liebes Kind, es iſt nichts da, rein gar nichts.
Warte nur bis nächſten Monat, dann bekommen wir die Land
heuer; dann können wir wieder Geld ans geben.“

(Fortſeßung folgt.
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bisher enden R en desfolgende Erliäemng gyre nicht verantworten und ben deshalb

„Der Begirksausſchuß Sachſen des ADGB es ſtets alsſeine vornehmſte ufgabe betrachtet, mit der Sie
ls der anerkannten Vertretung der Arbeiterſchaft im beſten

r u ſtehen. Von dieſem Standpunkt aus hat derADGB. auch bisher alle Aktionen der VSPD., beſonders alle
Wahlen, nachdrücklichſt unterſtützt und zu ihren Erfolgen nicht

e geigerragen. d Einvernehmen J
barungen in der gegenſeitigen et erPartei und Gewerhſchſtstörperſchafßenſeitia usbrug

Die heutige Entſcheidung des Landesausſchuſſes der VSPD.
hat jedoch gezeigt, daß man, mit bewährter Tradition brechend, M
dieſes Einvernehmen nicht mehr im bisherigen Umfange auf-rechterhalten will. Die Vertreter des ADGBV. lehnen e W
dieſen Umſtänden ab, in Zukunft an den Sitzungen der Landes
inſtanzen der Partei teilzunehmen.

Begzirksausſchuß Sachſen des ADGB.“
Hoffentlich gelingt es, das Einvernehmen zwiſchen Partei und

Gewerkſchaften in Sachſen bald wiederherzuſtellen, da ein erfolg
reiches Arbeiten im Jntereſſe der Arbeiterſchaft ohne ein ſolida-
riſches Zuſammengehen der politiſchen und gewerkſchaftlichen Or
ganiſationen nicht möglich iſt.

Rücktritt des polniſchen Rabinetts.
Aus Warſchau wird uns geſchrieben:
Der langerwartete Rücktritt des polniſchen Kabinetts iſt erfolgt.

Auch die Aufnahme der „großen Kanonen“ Dmowſki und Kor
fanth hat nicht ändern können daß der unnatürliche Regierungs
block ſchließlich zerfiel, und zwar gerade über der Frage, aus der
der Pakt über die Bildung dieſer Regierung Hervorgegangen war,
nämlich der Frage der Agrarreform. Die Bauernpartei Witos
hatte ſich ihr Zuſammengehen mit dem Rechtsblock im Frühjahr
durch die bindende Verſicherung der Vorlage eines Parzellierungs-
geſetzes abkaufen laſſen. Für den Rechtsblock, der auch die Groß
agrarier in ſeinen Reihen zählt, war es recht ſchwer, eine Agrar-
reform zu entwerfen, die auch nur den Anſprüchen der Witos-Leute,
d. h. mittleren und großen Bauern, entſprechen könnte. Endlich
kam im Sommer das Monſtrum des Geſetzes über Anſiedlung
und Parzellterung“ beraus. Man hatte zwar mit Geſchick verſucht,
die ganze Laſt des Geſetzes, unter der in Polen üblichen groß
zügigen Außerachtlaſſung des Verſailler Vertrags und des Minder-
heitenſchutzvertrages, auf die nationalen Minderheiten, in erſter
Linie auf die deutſchen Grundbeſitzer, die kleinſten An
ſiedler eingeſchloſſen abzuwälzen, aber trotzdem waren für den
wirklichen „nationalen“ Großgrundbeſitz ſo viel Hintertüren ge
ſchafſen, daß die Bauern dieſes Geſetz nicht ablehnen konnten.
Die linksſtehende Bauernpartei Thumitts trat ſofort in ſchärfſte
Oppoſition zu dieſem Geſetz. In der Witos-Partei gärte es. Schon
vor Wochen kam es zur Abſpaltung einer Gruppe unter Dombſki
und die Sezeſſion einer weiteren Gruppe unter Bryl hat der Regie
rungsmehrheit, dem Agrargeſetz, dem Kabinett und wohl auch der
Witos- Partei den Reſt gegeben.

Die natürliche Folge des Kabinettsſturzes muß der Verſuch ſein,
ein Kabinett der Linken zu bilden. Ob das gelingt, iſt fraglich,
da es auf die wen Minderheiten angewieſen wäre, die
jedem Polen, auch den linken Parteien, wenig ſympathiſch iſt. Ge
lingt ſie nicht, ſo kommt ein außerparlamentariſches Kabinett in
Frage
Für die innerpolitiſchen Verhältniſſe in Polen iſt der Kabinetts

wechſel von e oßer Bedeutung, denn er macht einem wirklich rück
ſichtsloſen Willkürregiment der Reaktion zunächſt ein Ende. Für
Deutſchland und das Deutſchtum in Polen iſt dieſer Wechſel viel
r *27 bedeutſam. Es hat Linkskabinette in Polen gegeben, die
die Deutſchenverfolgung als Programm betrieben,
um der Rechten den Wind aus den Segeln zu nehmen, und in den
außerpolitiſchen deutſch-polniſchen Beziehungen Konzeſſionen zu
machen, iſt gegenüber der geſchickten Agitation der Rechten einem
linksſtehenden Kabinett in Polen vielleicht noch ſchwerer als einem
rechtsſtehenden. Nur Rußland gegenüber iſt die außenpolitiſche
Bedeutung eines ſolchen Wechſels bedeutend; ein nationaldemo
kratiſches polniſches Kabinett bedeutet Annäherungsbeſtrebungen
an Rußland, ein Linkskabinett Mißtrauen, wenn nicht Feindſchaft.
Jm übrigen werden, ſo wie die Dinge jetzt liegen, die Unterſchiede
zwiſchen rechts und links in der polniſchen Außenpolitik aus
gedrückt. Gerade der linke Flügel des polniſchen Parlaments ent
behrt noch ſehr der politiſchen Reife und Zielſtetigkeit, und darum
auch eines klaren außenpolitiſchen Programms. Denn das außen-
politiſche Programm, das man als Belvedere- Programm zu be
zeichnen pflegt, das auf der Jdee einer Föderrtion der ruſſiſchen
Randſtgaten unter polniſcher Führung beruhte, iſt durch das Aus
fallen der Ukraine und die polniſch-litauiſche Feindſchaft mindeſtens
zurzeit nicht aktuell.

Der preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe Siering
beabſichtigt, die Staatliche Vorzellanmanufaktur, einem Wunſche
des Preußiſchen Landtags entſprechend, in ähnlicher Weiſe, wie es
bereits bei den ſtaatlichen Bergwerken, Hütten und Salinen ge
ſchehen iſt. in eine Aktiengeſellſchaft umzu wandeln. Dabei ſoll an
dem bewährten künſtleriſchen Charakter des Jnſtituts nichts ge
ändert werden. Die Beteiligung von Privatkapital an der
Aktiengeſellſchaft iſt in Ausſicht genommen.

Wirtſchaftspolitik.
Der Dollar am Montag.

Dollar 4,2 Billionen.
1 Dollar Schatzanweiſungen S 4,2 Billionen ierm.1 Dollar Goldanleihe (4,20 Goldmark) 4,2 Villionen Papier

1 Gold oder Rentenmark 1 Billion Papiermark.

An der geſtrigen Neuyorker Schluß und Nachbörſe wurde die
ark zu einer Dollarparität von 4 Billionen notiert.

Inventariſterung und Bilanzierung in
Goldmark.

Berlin, 18. Dezember. (Eig. Drahtbericht)
Ueber den Jnhalt des Geſetzentwurfs betreffend Jn-

ventariſierung und Bilanzierung in Goldmark
weiß das „B. T.“ mitzuteilen: Der Entwurf geht von der Auf-
jaſſung aus, daß alle kaufmänniſchen Unternehmungen zum
1. Januar 1924 ſich gewiſſermaßen neu auftun. Es iſt des
halb vorgeſehen, daß die zu dieſem Zeitpunkt aufzuſtellende Er
bffnungsbilanz in Goldmark erfolgt. Jedes Unternehmen ſoll
ſich auf Grund der Zurückführung auf Goldmark Gewißheit dar
über verſchaffen, wie der Stand ſeines Unternehmens wirklich iſt.
Nach der Umſtellung muß der Betrag des Kapitals einer Aktien-
geſellſchaft vder einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien mindeſtens
5000 Goldmark, der einer G. m. b. H. mindeſtens 500 Goldmark
betragen.

Aus der Gewerkſchaſtsbewegung.
Die Gewerkſchaften im erfolgreichen Abwehrkampf.

Nach einer Meldung aus Beuthen haben die Verhandlungen in
der oberſchleſiſchen Hütteninduſtrie mit den Gewerkſchaften über
eine Verlängerung der Arbeitszeit noch nicht zu einem
Ergebnis geführt. Damit die Werke aber trotzdem in der Lage ſind,
mit dem 1. Januar des neven Jahres eine „Umſtellung ihres Be-
triebes“ vornehmen zu können, werden am Montag auf den Werken
Anſchläge erfolgen über eine Kündigung der beſtehenden Ar-
beitsbedingungen. Die Gewerkſchaften wollen auch hiergegen
Front machen.

Der Kampf um den Achtſtundentag.
Jn einer am Sonntag, dem 16. Dezember, in Wansleben

ſtattgefundenen Bergarbeiterverſammlung wurde nach einem ein-
gehenden Referate des Genoſſen Holzapfel und anſchließender
reger Diskuſſion nachſtehende Entſchließung einſtimmig ange-
nommen:

„Die am 16. Dezember im Graſemannſchen Gaſthofe zu Wans-
leben verſammelten Bergarbeiten von Wansleben und Umgegend
erwarten von den tarifſchlieſenden Organiſationen, daß ſie unter
keinen Umſtänden einer Aenderung des Geſetzes über den Acht
ſtundentag vder gar einer grundſätzlichen Durchhrechung des Acht-
ſtundentages zuſtimmen. Sie verlangen von den Organiſationen,
daß dieſe ihren ganzen Einfluß aufbieten, um die ſozialen Er-
rungenſchaften zu ſichern und zu feſtigen. Die Verſammlungsteil-
nehmer verpflichten ſich, die Organiſationen mit allen ihnen
zu Gebote ſtehenden Mitteln bei dieſen Aufgaben zu unter-
ſt ütz en. Wenn auf einzelnen Werken eine Verlängerung der
Arbeitszeit aus wrr:ſchaftlichen Gründen vorübergehend
notwendig erſcheint, kann und darf ſie nur unter gegenſeitiger
er Warnung der Tarifparteien vorübergehend eingeführt

er

Die Praktiken des Arbeitgeberverbandes der Kreiſe
und Gemeinden.

Zur Lohnbewegung der Gemeindearbeiter in Mitteldeutſchland
wird uns von der zuſtändigen Organiſation geſchrieben: Vor
einiger Zeit las man in der bürgerlichen Preſſe einen Artikel über
die Lohnverhandlungen mit der in Frage kommenden Organiſation
der Arbeitnehmer, der ſich recht harmlos las. Wie aber ſeit langem
mit der Arbeiterſchaft der Gemeinden, der Kreiſe, der Kranken-
bäuſer geradezu Schindluder geſpielt worden iſt, wie ſeitens des
Arbeitgeberverbandes in geradezu rückſichtsloſer Weiſe der be
ginnende Geſundungsprozeß im Wirtſchaftsleben ohne jegliche
Rüickſichtnahme unbeachtet blieb, davon macht man ſich in den
breiten Kreiſen der Bevölkerung gar kein Bild. Obwohl es ver-
ſtändlich erſcheint, daß der große Apparat des Arbeitgeberverbandes
ſeine Beſchäftigung haben will, ſollte man doch nicht vergeſſen, daß
die Zert zu ſolchen provozierenden Prohblemlöſereien die un-
geeignetſte iſt. Wenn wir bisher geſchwiegen haben, dann nur
deshalb, weil für uns immer noch der Gedanke vorherrſchend war,
daß die Tatſache des Lebens und Lebenlaſſens auch vom Arbeit-
geberverband ein klein wenig Anerkennung finden würde. Wenn
man aber den Wert der Gemeinſchaftsarbeit glaubt ſo auslegen
zu müſſen, daß bei jeder Lohnverhandlung raffiniert ausgeklügelt
wird, Verſchlechterungen präſentiert wurden, ſo iſt die Arbeiter-

n

Weihnachtsmärchen im Stadttheater.
„Der Froſchkönig oder Der eiſerne Heinrich“.

Ein Nachmittag im Reiche des Märchens dem Lande, das,
von den Sorgen unſerer Tage unberührt, ſich immer gleich bleibt
mit ſeiner Fülle von Wundern, von Poeſie und von Frohſinn. Das
Märchen, das uns in längſt vergangener froher Kinderzeit des
Abends die Mutter vorlas, iſt das einzige, was auch in dieſen
Tagen, wo Kinderfreude Seltenheit geworden iſt, ein wenig Licht
in viele Kindesſeelen ſendet. Das bewies die Aufführung von
tobert Brückners Märchenſpiel „Der Froſchkönig“.
Jn anerkennenswerter Weiſe hatte die Leitung des Stadttheaters

eine große Anzahl armer Kinder, beſonders Kriegerwaiſen, ein-
geladen. Wer die Freude leſen konnte, die auf den hohlwangigen,
blaſſen Kinderantlitzen lag, wer den Jubel, den Beifall vernahm,
der wußte, daß ein Feſttag im grauen Alltagsleben, das ſchon ſo
früh an die jungen Menſchen herantritt, erſchienen war. Darum
gibt hier die Meinung des Kritikers nicht den Ausſchlag, wo allein
die anerkennende Freude des Kinderherzens das Urteil ſpricht.

Die von Richard Helſing in Szene geſetzte Handlung brachte
farbenfrohe Bilder, wie ſie zum Märchenlande gehören. Die Dar
ſteller verſtanden es meiſterhaft, die Verbindung mit den jugend-
lichen Zuhörern herzuſtellen. Dieſe folgten mit regem Jntereſſe
dem Ergehen des reizenden Prinzeßchen, das Berthel Grether
anmutig zur Darſtellung brachte, nahmen Anteil an der Trauer
des eiſernen Heinrich (Goswin Hoffman), waren entzückt
von den Späßen des Pagen und der kleinen Wäſcherin (Elſe
Herzog, Tilde Emar), lachten unaufhörlich über die komiſchen
Geſtalten des Königs, der Kammerfrau und des Kellermeiſters
(Richard Helſing, Halka Heller, Otto Tiedemann) und
waren begkückt, als der Froſchkönig von Wolfgang Herrmann
gnerkennenswert verkörpert) ſich zum Schluß als verwunſchener
Pring entpuppte. Die Reigentänze der Fröſche, Fiſche, Nixen,
Sandmännchen, Engel und Pagen erhöhten (wenn man von ein-
zelnen Fehlern abſieht) den märchenhaften Glangz. Die bald ſanfte,
bald muntere Muſik muſikaliſche Leitung: Hans Heinrich
Peyſer) gab dem Spiel einen würdigen Rahmen.

Zum Schluß noch eins: Viele arme Kinder dürften ſich ſchon
an dem Weihnachtsmärchen erfreuen. Aber gering iſt ihre Zahl im
Verhältnis zu der der Kinder unſerer Armen und loſen,

die umſonſt auf ein Weihnachtsfeſt hoffen. Man entzünde auch
dieſen armen kleinen Kinderherzen, die nur Not und Elend kennen,
die Kerzen der Freude. Man wiederhole das Märchen ſo oft, bis
ſie alle einige Stunden froh geweſen ſind, auf daß ein Sonnen-
ſtrahl in ihre traurige Jugendzeit falle. A.

Stadttheater. Jn der heutigen Aufführung von Schrekers
„Schatzgräber“ ſingt Herr Kammerſänger Fritz Sooſt von der
Staatsoper Berlin die Partie des Elis. Mittwoch: „Die luſtigen

Weiber“. Donnerstag: „Minna von Barnhelm“ in vollſtändig
neuer Einſtudierung unter Spielleitung von Alfred Durra. Be-
ſchäftigt ſind die Damen Thetter, Grether, Heller und die Herren
Weiße, Hoffmann, Walter, Förſter, Tiedemann, Hermann, Durra
Am Freitag: „Am Teetiſch“; ebenfalls eine Erſtaufführung in
dieſer Spielzeit. Sonnabend: „Der Schatzgräber“. Sonntag:
„Aida“. Am Freftag-, Sonnabend- und Sonntagnachmittag geht
das Weibnachtemärchen „Der Froſchkönig“ in Szene. Das Mär-
chen aus Grimms unerſchöpflichem Schatz iſt allen Kleinen wohl-
bekannt. Jn rolkstümlicher, feinfühlender Weiſe hat der Be-
arbeiter des Männchen bühnenwirkſam mit vielen Tanz- und Muſik-
einlagen ausgeſtattet.

Der Opern- und Arienabend des Henydrichſchen Konſervato-
riums findet wegen Erkrankung einiger Mitwirkender nicht am
Donnerstag, ſondern am Freitagabend 722 Uhr, im Saale des
Konſervatoriums ſtatt.

Shakeſpeares Einkommen.
Nach allem, was wir wiſſen, gehörte Shakeſpeare zu den wenigen

Genies, die außer ihrer großen Phantaſiebegabung auch einen nüch-
ternen Geſchäftsſinn beſaßen. Er hat es verſtanden, durch geſchickte
Transaktionen ſich ein hübſches Vermögen zu erwerben, und konnte
ſich als wohlhabender Mann nach ſeiner Heimat zurückziehen, wo
er namhaften Beſitz erworben hatte. Aber wie viel Shakeſpeare
jährlich verdient haben mag, darüber ſind ſich bisher die Gelehrten
noch nicht klar geweſen. Nun hat jüngſt der Shakeſpeare-Forſcher
Anthony Bertram in einer Vorleſung behauptet, Shakeſpeares Ein-
kommen während den letzten Jahren ſeines Lebens habe ſich jähr-
lich auf 5000 Pfund Sterling nach dem Geldwert von heute be
laufen. Das wären alſo 100 000 Goldmark eine Jahresein-
nahme. wie ſie auf dem Gebiet der Kunſt heutzutage wohl nur von
Filmſternen und Operettenkomponiſten erreicht wird.

ſchaft darüber anderer Anſicht Wenn der Syndikus Herr Feuer

herdt ſich den Ausſpruch geſtattete: „So ſtark ſind ja die Gewerk
ür uns eine Gefahr bedeuten“, ſoentten nicht mehr, daß ſie

tellen wn dem ber, daß os bereits eine gange Reihe Mit
gliedsgemeinden die deshalb. weil ſie dieſe Art „Verſtändi

ng“ für alles andere als wirtſchaftspolitiſch klug halten, ihren
ustritt aus dem Arbeitgeberverband erklären, und wenn nicht

alle Zeichen trügen, werden bis Jahresſchluß eine ganze Reihe
weitere Austrittserklärungen folgen.

Die Art und Weiſe, wie man die Lohnkommiſſion der Arbeit-
nehmer glaubt vor die Tatſache eines bis ins kleinſte ausgeklügel-
ten neuen Tarifs ſtellen zu dürfen, wie man weiter glaubt, es wäre
notwendig, den erwachſenen Menſchen, die mit 17 oder 18 Jahren
in den Krieg ziehen mußten, nunmehr erſt mit 24 Jahren, gegen
bisher 21 Jahre, in den Genuß des Höchſtlohnes kommen zu laſſen,
zeigt, daß man eigentlich ſeinen Beruf als Mann der Wirtſchaftvorpaßt hat. Laſſen wir Zahlen reden. Wir fragen die Oeffent
lichkeit: wenn in der A-Klaſſe ein 21 Jahre alter Handwerker 37,
Angelernter 31, Ungelernter .27 Pf., eine Arbeitsfrau 14 Pf., in
der E-Klaſſe 29, 22, 18 und 9 Pf. Stundenlohn erhalten, wovon
dieſe Leute ihren Hunger ſtillen ſollen, ſelbſt wenn noch 8 Pf.
Kopfzulage hinzukommen. Poch ſchlimmer iſt das Begehren des
Arbeitgeberverbandes bei Feſtſetzung der Löhne für die Kranken-
häuſer. Einem verheirateten Krankenpfleger im Alter von
27 Jahren, ſtagtlich geprüft, bietet man pro Monat zwiſchen 58 und
73 Mk. „Lohn“ an. Geradezu hohnſprechend ſind die „Löhne“, die
man dem weiblichen Perſonal anbietet. Man ſtelle ſich vor: einem
21 jährigen Mädchen zahlt man einen Monatslohn von 19 Mk.
Haben die weiblichen Perſonale den Vorzug, in Beköſtigung zu
ſein, ſo erholten ſie vro Monat das fürſtliche Gehalt von 6 Mk.,
wovon aber noch Kaſſenleiſtungen uſw. zu begahlen ſind. Durch
die geradezu ſkandalöſe Art des Arbeitgeberverbandes dieſem Ver
ſonal gegenüber braucht man ſick nicht zu wundern, wenn die Ver-
zweiflung ſich in nie gekannter Form bemerkbar machen. Jſt es
nicht ein geradezu hahnebüchener 2uſtand, wenn man drei Wochen
lang über Löhne verhandelt hat und dann die Mitgliedegemeinden
nweiſt, die zezahlten Vorſcbüſſe ſofort abzuhal“en, und damit
Fölle konſtruiert hat. daß Familienväter die ganze Woche arbeiteten
und nichte mehr ausbezahlt bekamen, ſondern im Gegenteil nächſte
Woche noch Gelder der Vorwoche aharbeiten mußten. Wenn unter
ſolchen Umſtänden unter der Arbeiterſchaft eine große Erbitterung
herrſcht und die Arbeitsluſt dadurch bedenklich eingedämmt iſt,
brauch: man ſich nicht zu wundern Wie ſich die Verwaltungs-
beamten, die, getragen von dem Vertrauen der Arbeiterſchaft, in
dieſen Aemtern wirken zu den gefährlichen und rückſichtsloſen
Prakti?en des Arbeitgeberverbkandes ſtellen, wird der Syndikus
bald erfahren. Letzien Endes ſind die großen Mitaliedsgemeinden
doch beſſer daran: ſie bezahlen ihre Arbeiter ſo. daß ſie auch arbeits
und ſteuerfähig bleiben, als daß ſie die ſeit Monaten andauernden
Exverimente eines Herrn im Arbeitgeberverbande mit den Mitteln
der Allgemeinheit bezablen

Unſeren Kollegen und Kolleginnen aber rufen wir zu: Lernt ſie
ceukennen, dieſe „Wiederaufbaner“ des Wirtſchaftslebens, ſtellt
brem Begehren, Euch zu Lohnſklaven zu machen, eine feſte und

von gegenſeitigem Vertrauen getragene Organiſation gegenüber,
ſo werdet Jhr auch den Männern im Arbeitgeberverbande zeigen

daß dieſe Zeiten für ſie nur fromme Wünſche bleibentontnen

Neberſchichten in Niederſchleſien. Zwei Vertreterverſammlungen
der im Deutſchen Bergarbeiterverband organiſierten niederſchle-
ſiſchen Bergleute in Waldenburg und Neurode billjigten das
ieberſchichtenabkommen mit 29 gegen 83 bzw. mit 59 gegen
2 Stimmen.

Aus aller Welt.
Der todbringende Nebel.

Die Opfer der Londoner hervſtluft.

Jn jedem Jahr um die Zeit zwiſchen November und Januar
zahlt London einen ſchweren Tribut an den Nebel der dort ſtärker
wutet als in jeder anderen Kuſtenſtadt der Welt. Die feuchte
Atmoſphäre, die wochenlang die Themſeſtadt in undurchſichtige
Schleier küllt, bat auch diesmal ihre Wirkung ausgeübt auf die
Sterklichkeitsziffer Jn dieſer Zeit gehen zahlreiche Perſonen an
Bronchitis und Herzleiden zuzrunde. Einige Tage, nach
dem London ſeine ſchwerſten Nebel durchzumachen hat, ſteigt die
Sterblichkeitsziffer rapide. Es vergehen dann noch acht
bis rierzebn Tage, bis die Statiſtik wieder auf ihren gewöhnlichen
Stand herabſinkt. Acht bis vierzehn Tage ſind ungefähr die Zeit,
in der ein einziger Nebeltag in den Atmungsorganen gnfälliger
Perſonen ſeine verheerende Wirkung ausübt. Wir raſch
die Sterbeziffer nach oben ſchnellt. zeigt eine amtliche Statiſtik aus
den letzten Wochen. Jn der zweiten Noveniberwoche ſtarben 196
Perſonen innerhalb Londons an Bronchbitis und 185 an Herzleiden.
In der dritten Novemberwoche waren es ſchon 139 bzw. 184. Und
in der letzten Novemberwoche, der einige ſchwere Nebeltage voran
gegongen waren, ſtarben 251 Perſonen an Bronchitis und 272 an
Herzleiden. Der Nebel, ſo wie er in London auftritt, wo man zeit-
weiſe nicht die Hand vor Augen ſehen kann, wird von engliſchen
Aerzten an verbeerender Wirkung manchem Giftgas gleich-
geſetzt. Jahr für Jahr tötet er Tanuſende von Menſchenleben. Es
iſt nicht mehr auszurechnen, welchen Tribut er bereits verlangt hat
in den letzten fünfzig Jahren. Noch weit größer iſt die Zahl derer,
die er nur zeitweiſe angreift, die er auf einige Tage oder Wochen
an das Bett feſſelt, und die ſoviel Krafr behalten, ihn ſchließlich
doch zu überwinden. „Wieviel Jahre leidet London bereits unter
dem Nebel?“ fragt der mediziniſche Mitarbeiter einer engliſchen
Zeitung. Und er gibt gleich darauf eine überraſchende Antwort,
indem er die Hauptſchuld den Rauchſchwaden den Tauſenden von
Schoenſteinen zuſchreibt, die von früh bis ſpät die Londoner Atmo-
ſpbire ver peſten und deren dicker Kohlenſtaub geradezu lebens-
gefährlich wird, wenn er ſich mit dem Nebel verbindet.

Ein Banditenanſchlag.
Banditen verſuchten auf der Strecke Kandrzin--Oder-

berg bei Kilometer 14,3 zwiſchen den Stationen Dziergowitz und
Ratiborbhammer einen Zug zur Entgleiſung zu bringen, an
ſcheinend, um ihn zu berauben. Sie löſten von einem Schienen
ſtrang die Laſchen ſowie die Hakenſchrauben der Schwellen und
legten unter die Schienen einige Klemmplatten, ſo daß die Schienen
hochſtanden. Ein vorbeifah ender Lokomotivführer bemerkte und
meldete die Gleisſtörung. Auf einer Lokomotive zum Tatort ent
ſandte Beamte ſetzten einen Polizeihund auf die Spur der Täter,
der ſie bis Solarnia verfolgte. Die nachfolgenden Züge wurden
umgeleitet.

Ein Brand in der Zuckerraffinerie Tangermünde, der größten
Anlage dieſer Art auf dem europäiſchen Feſtlande, brach geſtern
früh aus. Die Urſache konnte bisher noch nicht feſzgeſtellt werden.
Durch die ſich ſchnell ausbreitenden Flammen wurde der alte Teil
der Fabrik vernichtet. Das Keſſelhaus konnte gehalten werden.
Da von dem brennenden Gebäude kaum noch etwas zu retten war,
mußten ſich, der „Magdeb. Ztg.“ zufolge, die Feuerwehren, die aus
Stendal, Salzwedel. Tangermünde und Magdeburg erſchienen
waren, darauf beſchränken, eine weitere Ausdehnung des Brandes
zu verbüten.

—rW—“—«u(Jvu«üÖ
Verantwortlich für Politik und Wirtſchaft: F. O. H. S
für Feuilleton und Lokales: Hermann Lange; für
ſchaftliches, Provinz und Sport: Gottlieb Kaſparek
den Anzeigenteil: Wilhelm Herzig ſämtlich in S e
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Soz. Studenten Gruppe. ttwoch, 2er l FFäzahmenarbeif, Doppelsohle19 dent hends 8 Uhr. ſpricht Ge Fran Rabmenarbett, Doppelsohle

noſſe Profeſſor Waentig im Nikolaus über Himbeersaft
Zweiparteienſyſtem und Koalitionspolitik. Kirschsaft

Gäſte willkommen im J dhet ren zuckKerges. V V 23SAJ. Heute um 7 Uhr ugendheimwichtige Vorſtandsſitzung. F. Kohl, Sienwegt/
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dann ein Bürstenstrich,
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Jugendschriften

Märchenbücher

Der Iöce von Venedig
Das monumentalste Schauspiel der Hochrenaissance und

nachmittags im Heim Weidenplan 20:
Bretiſpielabend. Wir bitten alle Leſer undGenoſſen ihre Kinder zu uns zu ſchicken. 9 r

Alle arbeitsloſen Mitglieder d. SAJ.
melden ſich Mittwoch, den 19. Dezember,
vormittags 11 Uhr, im Parteibureau.Der Jugendleiter. Ehbewteche

n h r Heute Dienstag, 18. Dez.,erkse ll g. abds. 8 Uhr. Seffnerſtr. n
r 3 a Stadtverordneten Jhur erstklassigemüſſen unbedingt erſcheinen. ein FangSchkeuditz Prumognigr W Menaobonieden pre ger wo m d Weiſe

abends r, im Rats vorhaltende lkeller“ Mitgliederverſammlung. Thema P Fabrikate, empf. e Vonbers äl, en edember, pachm. Uhr

e G. -T, amRiehbeckplatim Dutzenden 5 u 2 am 8 e c 4
Werner Mertz A. G. Mainz

e S iche Lage. Auswärtiger Redner I einzeln, Halt Ausgabe neuer Steuerbücherur Stelle. D. iter. ein Es wird auf die an den Anſchlagſäulenehe V ung T Karten im Vorverkauf von morgen an von 10 dis 12 Uhr Buchhandlung Kl e Anzeigen veröffentlichte Bekanntmachung, betr. Aus

arbeitsloſen BSPD. Mietalla beiter not ganzen Aus t h i n net gabe der Steuerbücher für 1924 durch die„Angebote, Vermietungen, 55Mann unterricht, Stellengeſuche, zuſtändigen Polizeireviere in der Zeit vom
Vereinsnachrichten uſw. fin. 19. bis 29. Dezember zwiſchen 8 und
den bier ſtets ibren Erſola G Uhr, beſonders hingewieſen.
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noch billiger
Aus Mittwoch eintreffenden Waggon:

wendig. Der Fraktionsvorſtand ruft des Fernhalb die Kollegen zu einer Zuſammenkunft r
am Mittwoch dem 19. Dezember, nach- Verschiedene,
mittags 2 Uhr. nach dem Gewerkſchaftshaus J volletändige Ans- 7

neben der Gaſtſtube) zuſammen. J stattungen sind
ollzähliges Erſcheinen notwendig. stets vorrätig)

er Jauttor avottgnr zu iiiegten Steinweg 53, 1 Tr. rein Laden
Teutschentha 7 r h Preſsen und Bernburger Str. 27
im Lokal „Würdentzof Mitgliedexrver —2 Musſkapparate e
ſammlung. Thema: Politiſche Lage. Red als vorzügliche

mll Hobresonanz Sperial Konstruktion.ner: Reichstagsabgeordneter Gen. Kunert Kapitalanlage

Schallplatten

h

(Berlin).
9Bockwltz. Wer eter vug det uwel Tfffo
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n et z r 4 r 4 Elegante Dauerhafte Cablian, ohne Kopt Pfd. 40 PDezember, abends r, im Gaſtho eutsehlands s Ko JRichter ſtatt wo Tr Besuchunarthen Rtlettaener Senennseh, hein Pa. 20 Pre. zJ er a LederMansfelder Lande, n e n n bei n n gut 1 er i rHeute, Dienstag, abends Ugo Arasemann r R u 9 W e g aHelbra. T Uhr. im Lokal Kronprinz hlitten d ch 4 be Zum Heringssalat: 4
r e T r ne C re u Amen J. r wert aldheripge alle Sorten, Norweger, (Aufheben RFinlage. Fortsetzung olgt.)

T er e u Verkau 4 4 5 4 Fübgrordnefer Genoſſe Kimert Bern yag Begrer Sir r r, ederw Haus. Lederw i e e Die über unser armes Vaterland hereingebrochene sehwere
wirtschattliche Not machte eine Unterbrechung meiner von

Kopsum- Verein für laucha l. Umgegend Saure Gurken, Pfeffergurken, Capern r e ieh mit Spannung vertolgten

e J h h b ahr d di s E 95e Zei JBwroeon ee S. m on artkElhadle e Zehngeräucherte Auto nach Deutschland zurückgekehrt. um hier meine Tätig-7

Keit erneut autzunehmen. Ich bitt I i FreUe Grösen, a i l e alle meine Freunde, diei m e wenigen noch erscheinenden Berichte zu sammeln und vach
2 Fischkonserven Packa en Erscheinen der letzten Anzeige, die als solche durch meinen

2eKubgen. Abschied von den verehrten Lesern deutlieh kenntlieh gemacht
Oelsardinen 37 r r mit Far Eipsendung 32 dem großen Preisausschreiben

un I ung ureh direkt. Eintuhbr Preis ein fettes, etwa 3 Zentner sechweres Schwein) zu be-JMOCCCCCCO C Lep t pned, Bis dahin bitte job. noch recdt Heibig das verveesertIII C ende x rp n u r Kauten. Kukirol- Fußbaäderleinste reinschmeckende Vore, in allen Gröben, (oren, fördern die Blutzirkulation und leisten des-
Das Bier unserer Frauen halb gerade jetzt im Winter gegen kalte und nasse FüßeDeutschlands ganz besonders gute Dienste. Sie beseitigen aber aueh denm l Nordsee e n e a h e e e abaehetet n 27neraugen, aut. Sechwie arWeihnachtstisch Tel. 1274, 1275, 4966 begen gen ornhaut, Schwielen und Warzen abert das Kukirol-Hühneraugen- Pflaster. Diese beidenGroßer Versand nach auswärts weltbekanuten, in vielen vielen Millionen Fall u

fehlen. Großabnehmer besond. billige Preise. rigen iKukirol-Fabrikate sind nach der Fertigstellung des neuerbauten
großen Geschäftshauses der Kukiroſ- Fabrik wieder in allen
größeren Apotheken und besseren Drogerien erhältlich, und
zwar vorläufig noch zu dem überaus billigen Preise von nur60 Goldptennigen ie Packung. Beide Präparate eignen sich
vorzüglich als Weihnachtsgeschenke und ieh emptehle Ihnen
deshalb sofortigen Einkaut, wodurch Sie vieht nur Ihren An-
gehörigen, sondern auch mir eine große Weihnaehtstreude be-
reiten. Die lebrreiche Brosehüre Die richtige Vußptieges wird
777 W m noch immer Kostenlos und portotrei gelietert
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Kuklrol-Fahrikut Grob-Sulze 387 hel Hagdehburg,

Mittwoch den 26. Dezember, nachm.
3 Uhr, im Saale des Herrn Paul Müller:
Auberordentliche Generalverzammluny.

Tagesordnung:
1. Aenderungen der 88 44 und 46 des

Statuts.
2. Auszahlung der
3. Beſchlußfaſſung über Auflöſung oder

Weiterbeſtehen des Vereins.
4. Geſchäftliches.

Der Vorſtand.
Otto Bilke. Adolf Holzapfel.

Bekanntmachung
Durch Beſchluß der Generalverſammlung

vom 12. Mai 1923 iſt die Mitteldeutſche
Holzinduſtrie e. G. m. b. H. aufgelöſt und
ſind die Unterzeichneten zu Liquidatoren
beſtellt. Die Gläubiger werden nun auf-gefordert, ſich bei der Genoſſenſchaft zu 50 Il u en
melden.

Halle, den 15. Dezember 1928.dichte Nur hel unseren Inserenten
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Größte Auswahll Villigſte Preiſe!

von den einfachſten bis zu den vor
nehmſten Ausführungen

Bruno Paris, Halle
4306 Leipziger Str. 12
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halle und Saalkreis.
Halle, den 18. Dezember 1028.

Nur ein wenig im Jrrtum.
Der deutſchnationgale Rektor Herrmann (Friedersdorf) hat

die Vorgänge um die Sprengung des Wilhelm-Denk-
mals in der Poſtſtraße zum Gegenſtand einer Anfrage im
Preußiſchen Landtag gemacht. Nicht die Rede, ſondern ihr Abdruck
im örtlichen Teil der „Halleſchen Zeitung“ iſt (um ihrer zahlloſen
Unrich keiten willen) bemerkenswert. Nur deshalb, weil die
„Halleſche Zeitung“, welche über örtliche Vorgänge doch beſonders
eyn unterrichtet ſein müßte. die Jrrtümer anſtandslos paſſieren

ßt. verlohnt ſich eine öffentliche Richtigſtellung.
Die Rede des Abg. Herrmann gipfelt natürlich in der Forde-

rung „Fort mit Döltz und fort mit Rungel? und
begintrt mit der falſchen Behauptung, Genoſſe Döltz habe
als Poligeiverwalter, der er damals war, am Karfreitag 1921
„einen umfaſſenden Demonſtrationszug“ nach dem Gertrauden-

j friedhof zugelaſſen. Jm Gegenteil hat er das Zuſtande
komm en des Demonſtrationszuges durch ſcharfe Polizei
maßnahmen verhindert. An jenem Tage tauchte auch
zum erſtenmal wieder der Helm als Kopfbedeckung der Polizei auf,
während die Schutzleute von der Revolution bis dahin nur mütze
bedeckt amtiert hatten. Wenn es die „Halleſche Zeitung“ nicht
glaubt, leſe ſie es in den „Halliſchen Nachrichten“ nach, die nach
jenem Tage eitel Verzückung waren über die ſchönen Helme und
dos „dienſtliche Ausſehen“ der Polizeibeamten. Daß die Schuld
an der von uns verurteilten Denkmalsſprengung des „Anarchiſten“
Werner in demggogiſcher Weiſe der geſamten „internationalen
Jugend r wird, verwundert uns bei der mangelnden
ünterſchiedlichkeit der Rechtsradikalen für alle politiſchen Er
ſcheinungen links von Helfferich kaum noch. Indeſſen muß aufs
entſchiedenſte gegen die Unterſtellung proteſtiert werden, daß die
Polizeileiter Runge und Döltz, ſoweit ſie bei dem Verbot der be
denklichen Doppeldemonſtrationen nach der Sprengung überhaupt
mitwirkten, ſich nur als Parteifunktionäre gebärdet
oder die Demonſtration der Linken gar erſt „inſzeniert“
hätten. Die Behauptung: „Als das Verbot erging, war der Be
ſchluß der Linken über eine Demonſtration noch gar nicht gefaßt“,
iſt bedenklich leichtfertig. Die Demonſtration der Arbeiter, An
geſtellten und Beamten als Proteſt gegen den offenen Aufmarſch
der kriegeriſch geſinnten Organiſationen war ordnungsmäßig an
gemeldet worden. Die Anmeldung erſt führte zu dem Verbot
beider Umzüge, weil Zuſammenſtöße zu befürchten waren.

Um die Unzuläſſigkeit des Verbots zu beweiſen, beruft ſich der
Abg. Herrmann auf die Denkſchrift des Staatsgerichtshofs
über ſeine bisherige Rechtſprechung. Darin heißt es: „Niemals
kann die Beſorgnis der Ruheſtörung darauf begründet werden,
n Andersgeſiante ſich hineinmiſchen und die Veranſtaltung

könnten.“ Daß die „Andersgeſinnten“ (hier alſo die Repu
likaner) ſich in die Kriegervereinsparade miſchen und ſie ſtören

würden, war ja auch gar nicht die hauptſächlichſte Sorge. Weit
r war die Befürchtung, daß die aufgehetzten Nach
äufer der rechtsradikalen Parteien noch weni-

ger Unterſcheidungsvermögen beſitzen könnten als der Abg. Herr-
mann (Friedersdorf) und die Redaktion der „Halleſchen Zeitung
und mindeſtens in jedem „Jnternationalen“, wenn nicht
P m Republikaner, einen Denkmalsſprenger ſehen

ürden.
Die Polizei konnte die öffentliche Sicherheit und das Leben

friedlicher Bürger den Gefahren ſolcher Jrrtümer, detten, wie wir
ſehen, ſelbſt er wählte Kreiſe der Deutſchnationalen zum Opfer
fallen, keinesfalls ausſetzen. Sie mußte deshalb mit einem
Verbot eingreifen z

Goldmarkrechnung und Wucherbekämpfung.
Der Kleinhandel iſt für den Preis verantwortlich.

Der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt hat kürglich auf eine Son
dernummer des Miniſterialblattes für die preußiſche innere Ver-
waltung hingewieſen, in der der Präſident des Landespoligeiamts
eine neue Anweiſüng an die Polizeiverwaltungen über die Gold
markrechnung veröffentlicht. Von beſonderem Jntereſſe dürfte fol
gende Ausla ſung des Landespolizeipräſidenten ſein, da ſie den
Einzel- und Zwiſchenhändler für ſeine Preisforderung ſelber, d. h.
unabhängig von dem von ihm gezahlten Preis an den Großhandel
oder Produgenten, verantwortlich macht:

„Der Eingel- und Zwiſchenhandel, die im allgemeinen vom Pu
vlikum für die Preiſe mitverantwortlich gemacht werden, können
zur Geſundung dadurch weſentlich beitragen, daß ſie alle Fälle
von Preisüberforderungen und ungerechtfertigten Zahlungs
bedingungen der Wirtſchaftsverbände, Syndikate,
Kartelle uſw. ſowie der einzelnen Lieferanten, von denen die
Behörden nur ſelten etwas erfahren, dieſen unverzüglich zur
Kenntnis bringen. Das neue Kartellgeſetz ſchützt die An
seigenden ausdrücklich gegen Schädigung ihres Geſchäftes, die durch
etwaige Bohkottrerhängung oder auf ſonſt eine Art eintreten
ollte. Das Jntereſſe des Einzel- und Zwiſchenhändlers an der
bwehr von Ueberforderungen ſeiner Lieferanten liegt auch darin

begründet, daß er durch die Berufung auf den vorgeſchriebenen Ver
bandspreis nicht geſchützt iſt, ſordern für ſeine Preisforderung
ſtrafrechtlich ſelbſt verantwortlich bleibt.“

Ferner weiſt der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt auf eine Stelle
der Verfügung hin, in der geſagt wird, daß es unzuläſſig iſt, daß
Polizeibeamte oder Polizeibehörden nach getroffe-
nen Feſtſtellungen, insbeſondere wenn ſich dieſe auf die Ver-
nehmung der Beſchuldigten beſchränken, ſelbſtändig darüber
befinden ob eine ſtrafbare Handlung vorliegt oder nicht. Alle
aufgenommenen Anzeigen ſind nach ordnungsmäßiger Behand-
lung den zuſtändigen Strafverfolgungsbehörden zur
endgültigen Entſcheidung zuzuleiten.

Keinen genoſſenſchaftlichen Separatismus!
Jn Lübeck, wo trotz Beſtehens eines ſehr leiſtungsfähigen allgemeinen

Konſumvereins die Beamtenſchaft eine Sonderorganiſation ins
Leben gerufen hat, mit der ſie nicht eben erfreuliche Erfahrungen
machte, beſchäftigte ſich eine von Deutichen Beamtenbund einberufene
öffentliche Beamtenverſammlung mit der Frage, ob die Beamten im
Wirtſchaftsleben eine Sonderſtellung einnehmen dürfen. Der Weſen
und Zweck der Kon'umgenoſſenſchaften behandelnde Vortrag von Kaſch
(Hamburg), der die Frage grundſätzlich und entſchieden verneinte, fand
uneingeſchränkte Zuſtimmung. Hoffentlich handelt man nicht nur in
Lübeck danach, ſondern auch anderwärts!

Aus dem haushaltsausſchuß.
Hufnahme wertbeltändiger hypotheken.

Nachdem weitere Mittel aus der Wohnungsbauabgabe nicht mehr
fließen werden, muß, wenn der Wohnungsbau von der Gemeinde
fortgeſetzt werden ſoll. zur Aufnahme wertbeſtändiger
Hypotheken geſchritten werden. Dieſe Hypotheken ſollen bis
zu 50 Prozent der Baukoſten betragen. Für die übrigen 50 Prozent
ſollen die Bewerber herangezogen werden. Die Mieten ſollen nur
ſo viel einbringen, daß davon die Hypothekenzinſen gedeckt werden
und ein angemeſſener Betrag für Tilgung, Jnſtandhaltung uſw.
übhrigbleibt. Ueber die Vorlage ſelbſt iſt ſchon eingehend im „Volks
blatt“ berichtet werden; ſie wurde angenommen. Die Rege-
lung des Ausgleichs zuſſchlags für Begumnte und Ange
ſtellte erxfordert neuerdings die Summe von 114000 Goldmark.

Dienstag, den 18. Dezember

Nach Abzug der Reichszuſchüſſe und der Koſten für die Betriebs-
werke bleiben von der Stadt endgültig zu decken 28 500 Goldmark.
Der Ausſchuß ſtimmte zu. Die ſeinerzeit dem Bauverein für
Kleinwohnungen und der Wohnungsbau A.G. gegebenen Bau
koſtensuſchüſſe haben entſprechend den inzwiſchen geſtiegenen Bau
koſten aufgewertet werden müſſen. Die Mehrkoſten, die ungefähr
7 Milliarden betragen, wurden nachträglich be viligt. Zum Aus
bau von 23 Wohnungen im gen ge Gräbſchen Grundſtück am
e ſind 28 000 Mk. erforderlich. Der Ausſchuß ſtimmte der Be

illigung zu.Zur Verbindung der Grünſtreifen von Amtsgarten und Klaus-
bergen t eine neue Fluchtlinienfeſtſetzung notwendig. Die ge-
plante uchtlinie ſchneidet das ehemalige Brauereigrundſtück an
der Rauchfußſtraße an. Auch hier erfolgte Zuſtimmung.

Den Eltern und Erziehern'
Nun tritt bald wieder ein Teil der Proletarierkinder mit ein in

die Reihen der ums nackte Daſein, ums tägliche Brot Ringenden.
Die herrſchende Geſellſchaft läßt dieſe jungen Menſchenkinder
dieſer bedeutungsvollſten aller menſchlichen Lebensabſchnitte durch
die Konfirmation einleiten.

Wos heißt und bedeutet nun die Konfirmation? Es ſoll der
Ueberſetzung und dem Sinne dieſes Fremdwortes nach eine „Be-
ſtätiguyg“ ſtattfinden. Das heißt nach dem Dogma der Chriſt
lehre, daß die jungen Menſchen, die die Schule verlaſſen, das Ver-
ſprechen ihrer Taufzeugen, dafür zu ſorgen, daß der „getaufte
Chriſt“ ein „rechtgläubiger Chriſt“ werde und alles für die Aus-
breitung des Chriſtenglaubens einſetzen werde, erneuern und be
ſtätigen. Vom Standpunkt des Sozialiſten äus, der das Ver
tröſten ouf Jenſeitswerte, wie Himmel und Seligkeit,
verweint und den Wert für die Menſchheit in der Erringung von
Dies ſeitswerten erkannt hat, liegt hier ein Widerſinn, der um ſo
größer wird, wenn ſozialiſtiſche Eltern und Erzieher ſonſt die Ent
wicklung der ihnen von der Volks gemeinſchaft anvertrauten jungen
Menſchen im ſozialiſtiſchen Sinne geleitet Haben. Es iſt deshalb
erforderlich, daß auch hier die Erziehung im Sinne des Sozialis-
mus erfolgt und nicht aus Gedankenleſigkeit zugelaſſen wird daß
der reine Garten der Kindesſeele durch das Unkraut wilder, un
logiſcher Lehrſätze eines überlieferten, überholten Glaubens ver-
unreinigt wird. Für junge Menſchen, die Mitſtreiter werden ſollen
im Sinne des Sozialismus muß uns das beſte Rüſtzeug gerade gut
genug ſein und das iſt die Erkenntnis von Werte eines wahren
Menſchentums, die nicht vermittelt wird durch don matiſche Theſen
eines Konfirmanden-Unterrichts, ſondern in dem Moralunterricht,
den der Genoſſe Thiele, ein altbewährter ſozigaliſtiſcher Jugend-
erzieher, im Auftrage der Sozialdemokratiſchen Partei auch dieſes
Jahr wieder zur Vorbereitung auf die Jugendweihe ahhält.

Die Feier der Jugendweihe iſt in der Vedeuung der ſogenannten
Konfirmation durchaus überlegen. Vei der Konfirmation ein
Lippenbckenntnis für einen Glauben, den der Konfirmand ſelbſt
inſtinktiv als lückenhaft und unbefriedigend erkannt hat, alſo eine
Erzichung zur Lüge bei der Jngendweihe das freudige, ehrliche
Bekenntnis zu einer Jdee, die die der Menſchheit ſein wird.

Schickt darum Eure Kinder und Pfleglinge nicht in den Kon-
firmander unterricht des Herrn Paſtors und ſeiner Kirche, ſondern
in den Muen .unterricht unſerer Partei.

Jungproletarier, hört:
Einige Junendgenoſſen ſchreiben uns: Am Donnerstag fand im

„Volkspark“ eine vom Erwerbsloſenrat einberufene öffentliche Ver
ſammlung der erwerbsloſen Jugend ſtatt. Zu dieſer Verſammlung

ingen auch drei erwerbsloſe Mitglieder der SAJ., einer unter
nen war ein gemaßvegelter Bergarbeiter. Zu dem zweiten Punkt

der Tagesordnung (Erwerbsloſenkongreß) meldete ſich auch unſer
Genoſſe Oelſchlegel zu Wort, da der Referent Kuppe ſeine
Aufgabe darin i einen Teil der Arbeiterſchaft zu beſchimpfen.
Der Genoſſe Oelſchlegel trat dieſen Ausführungen in der ſach
lichſten Art entgegen und legte eine Reſolution vor, die gegen den
Arbeitszwang der erwerbsloſen Jugendlichen proteſtiert und un
zweideutig fordert, daß für jugendliche Arbeitsloſe die Möglichkeit

chaffen wird, ihr Allgemeinwiſſen zu erweitern. Um zu beweiſen,
daß niemand in den Ausführungen etwas „Hetzeriſches“ ſah, ſei
geſagt: Als unſer Genoſſe O. öfters von einem Erwachſenen ge
ſtört wurde, ſtellte er die Frage, ob er weitevſprchen ſolle oder nicht,
ihm wurde ein einſtimmiges „Jal!“ zur Antwort, ebenſo erntete
er zum Schluß Beifall. Auch der Kollege Kuppe ſtellte ſich hinter
die Reſolution. Mittlherweile hatte man die nichtarbeits-
loſen kommuniſtiſchen Führer benachrichtigt. Dieſe kamen, griffen
aber nicht in den ſachl ichen Meinunggsſtreit ein, ſondern ſie be
ſchimpften unſeren Genoſſen Oelſchlegel wie folgt: „Spitzel von
Rungel, Anführer der Koſaken von Rungel Lump! Verräter!“ uſw.
Jetzt wandte ſich auch Kuvppe auf Befehl mit einer anderen Reſo-
lution, die nichts Poſitives enthielt, gegen uns. Den Genoſſen
Oelſchlegel wollte wan „rausſchmeißen“ (zu Worte kommen ließ
man ihn nicht mehr), doch der Eindruck ſeiner Ausführungen ver-
hinderten das. Auch unſere Proteſte ſchlug man in den Wind und
nahm nun einen Antrag an, der von den drei das Verlaſſen des
Zimmers verlangte. Zur Abſtimmung bemerken wir, daß ſich un
gefähr nur ein Drittel der Anweſenden an der Abſtimmung be-
reiligte, während ſich zwei Drittel der Abſtimmung enthielten.
Den Jungwproletariern aller Richtungen legen wir die Frage vor:
Jſt das eine fruchtbringende Art, mit andersgeſinnten Arbeits
brüdern zu verkehren?

Lily Braun, die Frau und RKämpferin.
Genoſſe Schulz ſprach vor einigen Tagen zu unſeren Frauen

über „Lily Braun, die Frau und Kämpferin“. Er fand warm
Worte, Lily Braun als Genoſſtin, Frau und Mutter zu ſchildern.
Andächtig lauſchte die gutbeſuchte Verſammlung ſeinen Aus
führungen. Lily Braun hat als Vorkämpferin in der Bewegung
für die Frauen viel getan. Doppelt zu ſchätzen iſt das, da Lilh
Braun, aus der höchſten Geſellſchaftsklaſſe kommend, ſich zum
Soziglismus bekannte. Die Wandlung vollzog ſich allmählich,
Schritt für Schritt. An der Seite ihres erſten Mannes lernte
Lily die ſozialiſtiſche Bewegung kennen und wurde eine eifrige
Streiterin. Ergreifend ſchildert ſie in den „Memoiren einer So-
zialiſtin“ das erſte Zuſammentreffen mit dem großen Bebel. Mit
Herzklopfen habe ſie der Begegnung entgegengeſehen, doch ſei die
Beklemmung ſofort gewichen, als er ſelbſt ins Zimmer trat. Ewig
unvrgeſſen blieb Lily jener Abend, an welchem die Berliner Frauen
ſie als Genoſſin in ihre Mitte aufnahmen. Mit glühender Be
geiſterung trat ſie für die Befreiung der Frauen ein. Nicht lange
nach dem Tode ihres Mannes lernte ſie Heinrich Braun kennen.
Bald wußten beide, daß ſie fürs Leben zuſammengehörten. Jhr
Kind, der kleine Otto, war ein äußerſt aufgeweckter Knabe. Die
„Gedichte eines Frühvollendeten““ beweiſen das. Als der Sohn ins
Feld zog, kamen ſchwere Sorgen für die Mutter. Als viele lange
Wochen jede Nachricht ausblieb, da brach das treue Mutterherz.
Der Sohn fand nur das verwaiſte Elternhaus. Nach 90 Wochen
wurde auch er ein Opfer des wahnſinnigen Völkermordens. Das
Teſtament Lilys für ihren Sohn zeigt die unendlich große Liebe
der Mutter zu ihrem Kinde in leuchtenden Farben. Als Vor
kämpferin wird uns Lily Braun ein leuchtenden Vorbild ſein.

Genoſſe Petersdorff wies noch kurz auf die bevorſtehende Weih
nachtsfeier für die Kinder unſerer arbeitsloſen Ge
noſſen hin. Alle Spenden werden dankbar angenommen, vor allem
fehlen Zucker und Butter. Nach Neujahr ſoll ferner eine ſtändige

Wertbeſtändige Wertzeichen der Reichsbahn. Um weiteren
Kreiſen Gelegenheit zu geben, für ſpäter auszuführende Reiſen das
Fahrgeld nach und nach anzuſammeln oder eine Sommerreiſe ge-
wiſſermaßen auf Abſchlag zu kaufen, werden mit Gültigkeit vom
17. Dezember 1923 an wertbeſtändige Wertzeichen
über Beträge von 2 und 5 Gold mark eingeführt, die
an ſämtlichen Fahrkarten- und Gepäckſchaltern der Reichsbahn
bei der Löſung von Fahrkarten aller Art an Zahlungsſtatt an
genommen werden, alſo z. B auch zu Ferienſonderzügen, Jugend-
fohrten und ſonſtigen Fahrten, für die Fahrpreisermäßigung be
ſteht, ebenſo bei der Löſung von Zeitkarten, Fahrſcheinheften uſw.,

zwar auch im Verkehr mit Privatbahnen und mit dem Aus-
ande.

Kunſtausſtellung im Verkehrsburean (Roter Turm). Der
Halleſche Wirtſchafts- und Verkehrsverband beabſichtigt, in dem
ihm in ſeinem Verkehrsbureau Roter Turm zur Verfügung ſtehen
den oberen Raume von Zeit zu Zeit Ausſtellungen halliſcher Künſt
ler zu veranſtalten, um die in unſerer Stadt tätigen Künſtler
mit der Oeffentlichkeit in engere Verbindung zu bringen, als
es bisher geſchehen iſt. Die Ausſtellungen ſollen auch bezwecken,
den unter den heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen zum Teil in
bedrängter Lage beſindlichen Künſtlern die Möglichkeit zum Ver-
kauf ihrer Werke zu geben. Die halliſche Bürgerſchaft wird ge
beten, dieſe Beſtychungen des Halleſchen Wirtſchafts und Verkehrs
verbandes zu unterſtützen und die Ausſtellungen, die ſtets in der
Preſſe bekanntgegeben werden, zu beſuchen. Der Eintritt iſt frei.
Jn dieſem Monat ſtellt Paul Suck (Halle) aus, der neben Land
ſchaften eine Reihe von Aquarellen und Porträts zeigt.

Noch keine Kündigung verheirateter Lehrerinnen. Dem Amt-
lichen Preußiſchen Preſſedienſt wird aus dem Kultusminiſterium mit-
geteilt: Die Perſonalabbauverordnung des Reichs gibt in Artikel 14
die Möglichkeit, verheirateten Beamtinnen und Lehrerinnen, wenn
ihre wirtſchaftliche Verſorgung geſichert iſt, zu kündigen. Jn der
Oeffentlichkeit iſt erörtert worden, ob hiernach den im öffentlichen
Schuldienſt ſtehenden Lehrerinnen bereits jetzt gekündigt werden darf.
Die Vorſchrift tritt für die Länder und Gemeinden nicht eher in
praktiſche Wirkſamkeit, als nicht entſprechende landesrechtliche Abbau
beſtimmungen getroffen ſind. Da bekanntlich eine ſolche Verordnung
für Preußen noch nicht vorliegt. ſind die Schulauſſichtsbehörden recht
lich zurzeit nicht in der Lage, Kündigungen dieſer Art zu genehmigen.

Verloren. Ein Parteigenoſſe verlor am Freitag in der Nähe
des Steinweg eine Geldtaſche mit rund 3 Billionen einer
Ausweiskarte der Eiſenbahnarbeiter-Penſionskaſſe. er Finder wird
gebeten, die Taſche Lerchenfeldſtraße 5 1 rechts abzugeben.

Ueberfahren. Am 18. Dezember gegen 7 Uhr vormittags
wurde auf der Schieferbrücke ein Nadfahrer von einem Perſonen
kraftwagen angefahren und zu Boden geworfen. Der Radfahrerwurde erbet an der Stirn verletzt und erlitt außerdem innere
Verletzungen. Das Fahrrad wurde ſtark beſchädigt. Der Verletzte
wurde durch den Kraftwagen nach ſeiner Wohnung gebracht. Nach
Zeugenausſagen iſt die Schuld dem Kraftwagenführer zu
zuſchreiben.

Aus der „Rakete“. Der Bühnenteil des neuen Programms
bringt zwei Einakter: die Groteske „Die Haſenpfote“ und den
Schwank „Ein bißchen maſſieren“, die viel Heiterkeit auslöſen.
Willi Schur iſt wie immer glänzend. Beſonders als Kanzliſt
in „Die Haſenpfote“ iſt ſeine Darſtellung unübertrefflich. Für den
Kabaretteil wirken die bewährten Künſtler des erſten Dezember-
programms in zum Teil neuen Nummern. An Stelle der Ge
ſänge Adolf Lafontaines ſind Vorträge von Claus Donath ge
treten. Am Freitag, dem 28. Dezember, hat Jonny Güldner,
den wir bereits früher lobend erwähnten, einen Ehrenabend. A

Aus der Jugendbewegung.
Bezirkskonferenz.

An alle Kreis- und Ortsleitungen der SAJ.
Wir berufen hiermit zu Sonntag, den 27. Januar 1924 vor

mittags 9 Uhr, nach dem „Volkspark“ zu Halle eine ordentliche Be
zirkskonferenz ein. Alles Nähere wird mit der Tagesordnung noch
rechtzeitig bekanntgegeben. Der Konferenz geht Sonnabend, den
26. Januar, eine Bezirksausſchuß- Sitzung voraus. Die
Ortsvereine werden aufgefordert, jetzt ſchon für die Aufbringung
der Fabhrgelder zu ſorgen, ſo daß alle Ortsvereine vertreten ſein
können. Den weit entfernt liegenden Gruppen wird möglichſt ein
Unterſtützung des Ortsvereins Halle gewährt.

Frei Heil! Der Bezirksvorſtand.

Aus der Provinz.
Unſere Austräger, Jnſerenten

und ſonſtwie im Geldverkehr mit dem Verlag Stehenden erinnern
wir daran, daß nunmehr

Einzahlungen auf die Poſtſcheckkonten
nur angenommen werden, wenn die

Einzahlung umgerechnet auf Rentenmark
erfolgt. Zur Vermeidung unnützer Wege und um dem Verlag
immer ſchnell zu dem ihm zuſtehenden Gelde zu verhelfen, bitten
wir um entſprechende richtige Ausfüllung der Zahlkarten.

Verlag „Volksblatt“ G. m. b. H.

Der Stand der ſozialen Verſicherung in der Provinz
Sachsen.

Die Landesverſicherungsanſtalt Sachſen- Anhalt

hielt am 15. Dezember in Merſeburg die Jahresver-
ſammlung der gewählten Vertreter der Arbeitgeber und Ver-
ſicherten ab. Von erſteren fehlte ein Drittel, letztere waren faſt
vollzählig vertreten. Zunächſt wurde der Geſchäftsberichtauf das Jahr 1922 beraten. Jn unſerer Zeit der ſich überſtürzen
den Veränderungen der ſozialen Verhältniſſe hat der Bericht eigent
lich nur noch geſchichtliches Jntereſſe.

Bei der Gelegenheit gab aber der zweite Vorſitzende, Geheimrat
Mölle, auch eine Ueberſicht über den derzeitigen Stand der
nvaliden- und Hinterbliebenen Verſicherung in der Provinz

Sachſen und in Anhalt. Die Zahl der Verſicherten läßt ſich nur
auf Grund der von den Poſtanſtalten verkauften Verſicherungs-
marken berechnen. Dabei ergibt ſich eine Vermehrung von 766 000
im Jahre 1913 auf rund 802 000 im laufenden Jahre. Die Geld
verhältniſſe der Anſtalt waren im dritten Vierteljahr ge-
radezu troſt loſſe. Es mußten Kredite namentlich vom Reich in
hohen Summen, aufgenommen werden, nur um die dringendſten
Ausgaben wie Gehälter zu decken. Die Reichsgeſetzgebung wurde
wiederholt um Erhöhung der Jnvalidenverſicherungsbeiträge er-
ſucht. Dem wurde nur zögernd ſtattgegeben, und wenn es geſchah,
hatte die Heldentwertung die Feſtſetzungen ſchon wieder überholt.
Seit Oktober ſind Beiträge eingeführt worden, die den Bedürfniſſen
einigermaßen entſprechen. Es war möglich, die aufgenommenen
Paviermarkſchulden leicht wieder in Papiermark zurückzuzahlen,
ſo vaß man ſchon wieder mit einem nennenswerten Kaſſenbeſtand
ins neue Jahr 1924 eintreten kann. Mit etwa 70 der größten Be
triebe des Bezirkes ſind Vereinbarungen dahingehend getroffen

Nähſt ube eingerichtet werden. Mit den Wünſchen, daß jeder
ſein Scherflein zur Weihnachtsfeier gebe (Sammelſtelle: Partei

konnte die außerordentlich anxegend verlaufene
Frguenverſammnlung geſchloffen

worden, das ſie die Beiträge wöchentlich unmittelbar an die Lan
desverſicherur gsanſtalt einſenden. Sie bekommen dann ſofort die
entſvrechenden Verſicherungsmarken. Die Verſicherungsanſtalt
erhält dadurch rechtzeitig ihr Geld und die Betriebe laufen nicht
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er bei der Poſt inzwiſchen verteuerte Marken kaufen zu
en.

Aus der Mitte der e wurde angeregt, daß die Ver
ſicherungsanitalt augenbl
Quittungskarten und namentlich auch bei Jeſtſtel en der Anwartſchaften bei Rentenanträgen möglichſt milde verfährt Habe

doch mit den Beitragsmarken ein großer Wirrwarr beſtanden. Be
meckenswert iſt noch, daß im Laufe des Jahres ein neues Jn
validenbeim in Naumburg prägt pachtweiſe übernom
men worden iſt, und zwar das ehemalige Luiſenheim. G ſind in
ihm d3 alte alleinſtehende Rentenempfänger untergebracht worden.

Vom Bürgermeiſter Genoſſen Kleeis (Aſchersleben) wurde
an geregt, die vor einem Vierteljahr ſo qut wie eingeſtellten Heil-
be handlungen einſchließlich der Beihilfen zu Kunſtgebiſſen
wieder in vollem Umfange aufzunehmen. Bei der Geringfügigkeit
der Renten ſeien doch die Heilverfahren die einzigen beſonderen
Leiſtungen der Jnvalidenverſicherung. Es wurde ſchließlich vom
ſtellv. Vorſitzenden auch zugeſagt, ſpäteſtens im Frühjahr denalten Zuſtand wied Je rz auſ elkeß

Die Ausſchußabteilung berichtete über die Reviſionen der Heil-
ſtätten- und Jnvalidenheime der Anſtalt Jn der Lungenyheilſtätte
Schielo befinden ſich zurzeit nur 25 Perſonen. Auch die Berkaer
Anſtalten ſind gegenwärtig nur ganz ſchwach belegt. Bei der Ge-
legenheit wurde gewünſcht, daß auch die eingeſtellten Zuſchitſſe an
die Lungenfürſorgeſtellen und ähnliche örtliche I
ſorgeemrichtungen bald wieder im alten Umfange gewährt werden.
Der Ueberſchreitung des letzten Haushaltsplans wurde zugeſtimmtt.
Die Stammeinlage bei der Mitteldeutſchen Heimſtitte, gn der die
Kandesrerſicherungsanſtalt ſtark beteiligt iſt, ſoll erhöht werden.
Der Arbeitgebervertreter Franz Thier (Halle) kam hierbei auf
die Woknungsvolitik überbaupt zu ſprechen und verlangte wieder
die „freie Wirtſchaft“ im Wohnungsweſen. Die Maßnahmen der
Regierung ſeien ganz verfehlte.

Die Landesrerſicherungsanſtalt wird auch von dem Perſonagl-
abban berührt Von den rund 22) Beamten und Angeſtellten
wird ein Teil venſioniert, ein kleiner Teil entlaſſen. Schließlich
wurde der Haushalteplan euf das Jahr 1924 beraten. Die An-
räge auf Jnvalidenrenten haben in letzter Zeit ſtark zugenommen.

Merſeburg. Parteifunktionärel! Wie aus dem An
zeigenteil erſichtlich iſt, findet heute, Dienstag, den 18. Dezember,
abends S Uhr, eine wichtige Funktronärſitzung ſtatt. Vollzähliges
Erſcheinen iſt erwünſcht.

erſeburg Aus dem Stadtvarlament,. Dem Hericht des
„Korreſpondent“ über die letzte Sitzung der Stadtverordneten ent
nehmen wir, daß die Wahl eines unbeſoldeten Stadtrates an Stelle
des aus geſchiedenen Genoſſen Bauer mit einer Ueberraſchung endete
Das Kollegium wich von dem Vorſchlag der Deputation ab und
wählte nicht den vorgeſchlagenen Genoſſen Hirſchfeld, der ſeit längerer
Zeit in Papitz als kommiſſaxiſcher Amts und Gemeindevorſteher
tätig iſt, ſondern den Genoſſen Fritz Wenſcheck. Für Hirſchfeld
wurden nur einige Stimmen abgegeben Weiter beſchäftigte ſich die
Verſammlung mit zwei dringlichen Anträgen über die Beſchäftigung
der Erwerbsloſen. Nach längerer, teilweiſe ſehr lebhafter Debatte
wurden 10000 Goldmark zur Beſchaffung von Arbeitsgeräten uſw.
bewilligt. Genehmigt wurde die Auinahme einer Anleihe zum
Häuſerbau in Höhe von 100000 Goldmark.

Groß-Corbetha. Preisabbau oder Wucher? Während im
allgemeinen von einem teilweiſe erheblichen Preisabbau, vor allen
Dingen in Lebensmitteln, die Rede iſt, ſcheint man in unſerm Orte
damit noch zu zögern. Beſonders ſei hier die Molkerei erwähnt, die
bei einer Preisſteigerung ſtets vorangeht, beim Preisabbau aber
wahrſcheinlich die letzte ſein will. Das beweiſt folgende Tatſache.
Die Filiale Corbetha des Weißenfelſer Konſumvereins bot am Sonn-
abend däniſche Molkereibutter zum Preiſe von 1.32 Mk. pro h Pfund
an, während man in der Molkerei für einheimiſches Erzeugnis 1.50
pro Pfund zahlen mußte. Auf Anfrage wurde geantwortet, daß
der Fettgehalt der däniſchen Butter dem der hieſigen nicht gleichkäme
da man in Dänemark und Schleswig-Holſtein mehr Rauhfutter
füttere!? O ihr Kleingläubigen, iſt man denn immer noch der Auf-,
faſſung, das Volk mit ſolchen Ausflüchten in der Dummheit erhalten
zu können Was aber tut die Polizei, die ja in der Nachbarſchaft
der Molkerei ihr Quartier hat und ebenfalls die Preiſe bezahlen muß

Laucha. Die Parteiverſammlung zur Partei-
taktik. Eine am 16. Dezember tagende Mitgliederverſammlung
der VSPD. nahm u. a. Stellung zur Taktik der Partei. Jn klaren
Umriſſen erläuterte Genoſſe Bilke den jetzt innerhalb der Partei
entſtandenen Streit über taktiſche Parteifragen und verteidigte den
Standpunkt der Oppoſition. Redner begrüßte mit Freuden den
gefeißten Beſchluß des erweiterten Bezirksvorſtandes und der Preß-
kommiſſion vom 9. Degember in bezug auf den Wechſel in der po
litiſchen Redaltion unſeres „Volksblatt“ und verurteilte auf das
entſchiedenſte das diktatoriſche Vorgehen des Parteivorſtandes in
dieſer Frage. Die Dis-kuſſion zeitigte das einſtimmige Er-
gebnis, daß dem Willen der Mehrheit des Begirks unter allen Um
ſtänden Rechnung getragen werden müſſe. Der mit der Satzungen
der Bezirksorganiſation in Widerſpruch ſtehende Eingriff des
Parteivorſtandes wurde auf das ſchärfſte verurteilt. Dem Be-
zirksvorſtand und der Preß kommiſſion wurde aufgegeben, ſich
durch nichts von ihrem Entſchluß abbringen zu laſſen. Eine in
dieſem Sinne vorgelegte Reſolution fand einſtimmige An-
nahme.

Kelbra. Ein ſchwerer Bauunfall ereignete ſich am Donners-
tag nachmittag bei dem Wiederaufbau der im Sommer dieſes Jahres
niedergebrannten Wirtſchaftsgebäude auf der hieſigen Domäne. Auf
bis jetzt un aufgeklärte Weiſe ſtürzte der aus ſchweren Quaderſteinen
beſtehende Scheunengiebel ein. Hierbei wurden die Arbeiter Nöckel.
Franke und Schumann aus Roßla lebensgefährlich verletzt und ſofort
nach Sangerhauſen ins Krankenhaus geſchafft. Der 63jährige Maurer
Nöckel iſt inzwiſchen ſeinen ſchweren Verletzungen erlegen. Ob ein
ſchwerer Fehler bei der Bauausführung vorliegt. wird die eingeleitete
Unterſuchung ergeben. Das Schwein im Hofbrunnen. Am
Sonnabend war eine hieſige Einwohnerin mit dem Reinigen des
Stalles beſchäſtigt, während ſich das Schwein über dem mit Brettern
zugedeckten Brunnen zu ſchaffen machte. Die morſchen Bretter brachen
durch und das Schwein ſtürzte in den tiefen Brunnen. Mit vieler
Mühe gelang es jedoch, das grunzende Borſtentier noch lebend dem
naſſen Element zu entreißen.

cklich bei der Prüfung der eingehenden

Bekanntenkreiſen dafär, daß die bürgerktche Preſſe reſtlos aus den
Arbeiterwohnungen verſchwindet und an ihre unſere Partei
zeitung, das „Volksblau“, geigeß wird, denn die ſtarke Verbreitung
unſerer Parteizeitnng iſt die beſte Gewähr ſür eine wirkſame Ver
breitung unſerer Jdeen.

Bitterfeld. Die Grubenarbeiter ſtehen feſt! Wir haben
vor einigen Tagen berichtet. daß fich ein Teil der Belegſchaft der
Grube Leopold bei Hol;weißig, veranlaßt durch allerlei Ver-
ſprechungen zur Einwilligung der Zehnſtundenſchicht hreitſchlagen
leß. Der Direktion iſt es aber trotz aller Schilanen bisher nicht
gelungen, ihren Willen, den Achtſtundentag zu beſcitigen, durchz
fetzen. Feſtgeſchloſſen verläßt die Belegſchaft der Fabrik und der
Grube nach Ablauf der Achtſtundenzeit das Werk. Sie äft ſich in
ihrem Entſchluß auch durch die geradezu unſinnigen Mäßnahmen,
die der Steiger Hengſtmann in ſeinem Eifer gywendet, nicht beein-
fluſſen. Jmmer mehr zeigt ſich, daß das Unternehmertum eine
Pläne nicht zur Durchführung zu bringen vermag, wenn die Arbeiter-
chaft trotz Hunger und Not die einzigen noch ühriggebliebenen Re-
volutionserfolge kräftig zu verteidigen entſchloſſen iſt.

t FürglichGreppin. Die Gemeindevertretung
wieder eine Sitzung ab. Nach Genehmigung der Rechnung und
Vornahme einer Ausſchußerſatzwahl wurde beſchloſſen. die Feſt
ſetzung der Friedhefsgebübhren dem Ausſchuß zu übertrcgen. Bei
Streitigkeiten entſcheidet die Gemeindevertrekung. Die Woſſer-
rehühren betragen vom 1. April bis 80. September 1923 4 Gold-
vfennige, vom 1. Oftober bis 31. Dezember 1928 6 Goldpfennige
vro Kubikmeter des verbrauchten Waſſers. Eine Miete für die
Waſſeruhren wird bis 31. Dezember 1923 nicht erhohen. Von den
Angeſtellten der Gemeinde iſt ein Antrag eingegangen um Ent-
bindung von der Verſicherungspflicht. Nach längerer Debatte
wurde der Antrag möt 10 gegen 1 Stimme abgelehnt. Die Ver-
rachtumg eines Geländeſtrerfens am Seifert ſchen Grundſtück wird
bis girf Wiederruf an den Sechmiedemeiſter Seifert genehmigt. Da
die Kreisherſtpyflichtverſicherung hinfällig geworden iſt, ſoll ein
neuer Vertrag mit der Landesfeuerſosſetät abgeſchloſſen werden.
Als Hilfsſchöffe wurde der Kommuniſt Pflaum mit 7 Stimmen
gewählt. Der Genoſſe Fratzke erhielt 4 Stimmen. Ein Antrag
des Cemeindeoberſekretärs Nebert, welcher von der Stadt Stößen
als Bürgermeiſter gewählt iſt, ihn vom 1. Avril bis 30. Juni 1924
ehne Gehalt zu beurlauben, wurde genehmigt. Für die Bedürftigen
der Gemeinde ſoll eine Weibnachtsfeier in Faßeners Lokal ab-
gebalden werden. Vor nicht allzulanger Zeit wollte der kommu-
niſtiſche Wohlfohrtsusſchuß nicht mit Sozialdemokraten an einem
Tiſche ſitzen heute ſitzt man aber mit dem Vaterländiſchen Frauen
verein gemütlich beiſammen. Wie reimt ſich das zuſammen? Als
Weihnachtsgabe für die Erwerbsloſen ſoll für die Verheirateten je
ein Brot, ein Pfund Margarine und ein Pfund Zucker, für Ledige
ein Bwot, 24 Pfund Margarine und ein Pfund Zugker geliefert
werden. Ein Proteſttelegramm wegen der Linderung der Not der
Erwerbsloſen ſoll an die Reichsregierung abgeſandt werden.

Torgau. Proteſt gegen den Eingriff des Partei-
vorſrandes. Jn der am 15. Degember ſtattgefundenen Mit-
gliederverſammlung der VSPD., Ortsgruppe Torgau erſtattete
der Genoſſe Schröder Bericht über die Unterbezirkskonferengz.
Nach einer regen Ausſprache wurde folgende Reſolution ange
nowmen: „Die am 15. D zember ſtattgefundene Mitgliederver-
ſammlung hat ſich mit den Ereigniſſen im Reichstage einerſeits
und mit den Vorgängen in Halle anderſeits eingehend beſchäfti
Stets vom guten Glauben geleitet billigten wir die Große Koali-
tion und die Beſchlüſſe derſelben. Die letzten Eveigniſſe, ins
beſondere die Schaffung des erweiterten Ermächtigo geſetzes,
müſſen auf das allerſchärffte verurteilt werden. Die Folgen wer-
den zweifellos gewaltige Nachteile für die Partei und Gewerk
ſchaftsbewogung ſein, woran unſere Reichstagsfraktion eine erheb
liche Schuld träg“. Bei Betrachtung der halliſchen Vorgänge muß
beachtet werden, daß hierbei neben Begzirksvorſtand und Prefß-
kommiſſion die Unterbegirke und Ortsgrubpen mitzureden und
mitzubeſtimmen haben. Auf keinen Fall darf ſich aber der Partei
vorſtand in ſolch hohnſprechender und diktatoriſcher Weiſe ein
miſchen. Das iſt zu weitgehend und greift zweifellos in die Mei-
nungsfreiheit und Oppoſitionsberechtigung ein. Wir erwarten,
daß der Begirk in dieſem Sinne ſich verhält und ſich gegen un
berechtigte Angriffe verwahrt.

Falkenberg. Jneiner großen Funkktionär-Sitzun g,
die von 48 Funktionären der Partei beſucht war, wurde eingehe
über die gegenwärtige Lage geſprochen. Ueber alle Fragen fand
eine eingehende Ausſprache ſtatt. Die Ausführungen des Genoſſen
Dietrich fanden einmütige Zuſtimmung. Ueber den Beamten-
abbau wurde eingehend diskutiert. Mit aller Schärfe wurde das
Vorgeben der Direktion in Falkenberg verurteilt. Rückſichtslos
ſind hier Beamte kurzerhand gekündigt worden. Junge Beamte,
die bisher ihrem Dienſt ordnungsgemäß nachgegangen ſind, ſind
beſonders viel in Falkenberg entlaſſen worden, während man wirt-
ſchaftlich ſtarke Beamte nicht entlaſſen hat. Es ſollten doch die wirt
ſchaftlichen Verhältniſſe der verheirateten Beamten beſonders
berückſichtigt werden. Davon iſt in Falkenberg nichts zu
merken Bei dem ganzen Vorgehen wird man den Gedanken nicht
los, daß man die Entlaſſungen nach gewerkſchaftlichen Geſichts-
vunkten vorgenommen hat, wenn in Falkenberg unter den Reichs-
eiſenbahnbeamten richtige Verteilung vorgenommen wird, können
Beamte, die Dopvelexiſtenzen haben, die beſonders ſtarken Rückhalt
in ihrer Landwirtſchaft beſitzen, ohne Härten genügend entlaſſen
werden Wir machen die Direktion auf die Gärung, die in der
Beamtenſckaft herrſcht, aufmerkſam. Noch iſt es Zeit, Härten aus-
zugleichen und ungerechtfertigte Kündigungen zurück zuziehen. Das-
ſelbe, was von den Beamten geſagt werden muß, trifft bei der Ar
beiterſckaft zu. Wenn hier alle die entlaſſen werden, die Wirt-
ſchaften ron 10 bis 100 Morgen haben, dann hrauche kein Eiſen
vahnarbeiter und kein Eiſenbahnhandwerker in Falkenberg arbeits-
los zu ſein, dann brauche man auch keine Kurzarbeit einzuführen,
Es werden kier Schritte unternommen werden, um Div-ektion und
Miniſterium auf dieſe Zuſtände aufmerkſam zu machen. Ein-
gebend wurde dann noch über die Gemeindepolitik geſprochen und
die Beſchlüſſe, die der Gemeindevorſtand auf unſeren Antrag hin
gefaßt hatte. für richtig gehalten. Beſchloſſen wurde dann noch, in
der nächſten Woche eine öffentliche Verſammlung abzubalten, in
der r tetagegogevrdneler über die gegenwärtige Situation
ſprechen ſoll.

Gräfenhainichen. An die Parteigenoſſen! Ab 15. Dezember
hat der Genoſſe Julius Froböſe, Schloßſtraße 14, das Austragen des

Volksblatt“ übernommen. Alle Beſchwerden ſowie eventuelle Neu
beſtellungen ſind an ſeine Adreſſe zu richten. Genoſſen, ſorgt durch
unermüdliche Agitation auf der Arbeitsſtätte ſowie in Freundes- und

en
die besten und billigſten Frohe Geslchter

Bockwitz. Aus der Partei. Jn Anbetracht der Wichtigkeit
der Tagesordnung hätte der Beſuch unſerer Mitgliederverſamm-
lung am Mittwoch ein beſſerer ſein können. Genoſſe Neßler er
ſtattete Bericht von der Sitzung des Bezirksvorſtandes und der
Preß kommiſſion in Halle. Von ſämtlichen Rednern, auch von
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denen, die eine Linksorientierung der Partei wünſchen, wurde der
Verlauf der halliſchen Sitzung ſcharf verurteilt. Der Kaſſierer
gab einen Haſſenbericht. Jum Schluß wurde die troſtloſe Woh
nungsfrage erörtert und von der Wo nungskommiſſion ener
iſcheres Handeln gefordert. Das Mitglied dieſer Kommiſſion,Genoſſe Hertz, wies darauf hin, daß die Wohnungskommiſſion

keinen großen Einfluß habe, daß ſie vor allem in den Häuſern,
die im Gutsbezirk Mückenberg lägen, nichts zu ſagen habe. Es
wurde lebhaft darüber Klage geführt, daß es bis jetzt noch nicht
gelungen ſei, die Gutsbezirke aufzulöſen. Die Partei wird ſich
in Kürze noch näher mit dieſer Angelegenheit befaſſen.

Mansfe'der Lande.
Eisleben, den 18. Dezember 1923

Im Nebel verirrt
führer und Unterführer der nationaliſtiſchen Bewegung, die ſich

nach dem Urteil des deutſchnationalen „Eisleber Tageblatt“ auf
vealpolitiſchem Boden abſolut nicht zurechtfinden, bemühen ſich,
trotz dieſer geradezu vernichtenden Tatſache in dem Beſtreben, von
ſich in tönender Weiſe reden zu machen. Das Reklamepferd rennt
mit dampfenden Gliedern durch die Fluren und kommi gar nicht
mehr in den Stall. Einmal hopſt es hjerhin, einmal dorthin, um
vor inzwiſcken verſammeltem Publikum mit Grandezza den
Marxismus in den Boden zu reiten. Alſo gehen die Strömungen
in jenem Lager, deſſen Führer und Unterführer zum größten Teil
von politiſcher Unreife ſtrotzen.

Vor kurzem fanden in Kloſtermansfeld und in Erms,-
leben Verſammlungen des „Stahlhelm“ ſtatt, die den Zweck
hatten, die durch die verfluchte Sozialdemokratie vom Marxismus
infigierten Maſſen wieder zu heilen. Der große nationale Doktor
Dueſterberg ſchwang die Puderquaſte und erzeugte einen na-
tionaliſtiſchen Nebel, in dem ſich neben den Führern und Unter-
führern natürlich erſt recht die Maſſen auf realpolitiſchem Boden
nicht mehr zurechtfanden. Sie ſahen ſich gegenſeitig gar nicht
mehr, ſeufzten aber dennoch in nationaliſtiſcher Verzückung. Merk-
würdig dabei war nur die Feſtſtellung, daß die beiden erwähnten
Orte einſt kommuniſtiſche Hochhurgen waren und heute zu den
Stützpunkten der nationaliſtiſchen Bewegung gehören. Sie ſind
demnach von einer eNbelwolke in die andere geirrt.

Der Hüttenſchmuddel verweht! Seit einiger Zeit hat die

ehörte und die von der Krug- und von der Kochhütte ausging,
faſt gänzlich aufgehört. Auf der Krughütte wurde dieſes erfreu-
liche Ergebnis durch Stillſetzung der alten Anlagen re Damit
iſt das Brennen des Schieſers unnötig geworden, da die neue An
lage nur rohen Schiefer einſchmilzt. Vor etwa drei Wochen
wurde dort ein iler Waſſermantelofen in Betrieb genommen.
Auf der Kochhütte erreichte man die Beſeitigung der Rauchplagedurch Verbeſſerungen an den Gichtverſchlüſſen und durch faſt reſt
loſe Verwertung der Gichtgaſe in der Kraftzentrale, wodurch zu-
gleich eine erhebliche Kohlenerſparnis erzielt wird. Die Hütten
verwaltung hat auf beiden Werken damit jedenfalls Maßnahmen
durchgeführt, die im Jntereſſe der Allgemeinheit zu begrüßen ſind
und wohl auch eine kleine Nebenabſicht verfolgen, d. h. die techniſche
Produktion zu vervollkommnen. Dieſe letztere Abſicht hat nun mit
dazu geführt, dem Hüttenſchmirl das erſehnte Todesurteil zu
ſprechen. Vielleicht gelingt es auh die von der Kalifabrik
a x Eisleben ausgehenden Verheerungen für die Gärten
un ime der Anlieger der nächſten Nähe zu beſeitigen.
Denn wenn ſich im Sommer dieſer „Segen“ modernen Jndu-

herabſenkt, dann ſtirbt Baum und Strauch in
amer Qua

Helbra. An die Einwohner der Gemeinde richtet der
Gemeindevorſtand folgende Bitte: Wie im Vorjaghre ſoll auch in
dieſem r wiederum den Aermſten der Gemeinde eine kleine
Weihnachtsfreude bereitet werden. Die Zahl derer, die in Be
tracht kommen iſt ſehr groß. Die Mittel, die zur Verfügung
ſtehen ſind beſchränkt. ir bitten daher alle Einwohner, ſoweit
ie dazu in der Lage ſind, auch in dieſem Jahre die milde Hand

aufzutun und uns in dem Liebeswerk zu unterſtützen. Spenden
(Geld und Naturaglien) bitten wir auf dem Gemeindeamt abzu
geben. Auf Wunſch wird auch abgeholt.

Quittung.
Für den HZeitungs-Unterſtützungsfond erhielten wir an

weiteren Beiträgen von den Genoſſen (in Millionen Mark):
Erdmenger (Radis) 1500, R. Lenicker (Schmiedeberg) 20000, Roß-

bacher Genoſſen durch Voigt 1000, Mattin (Merſeburg) 1000,
K. B. (Halle) 500. Prof. Waentig (Halle) 1000, H. K. (Halle) 1000,
B. (Merſeburg) 5000, Himmelreich (Lützkendorf) 738 175, Schattenberg
(Wallhauſen) 1000. Kaiſer (Altranſtädt) 1000, Niedergeſäß (Ritter-
rode) 10, Althe (Bennungen) 1000, Henze (Blankenheim) 500, Gerlach
und Frau (Halle) 1500, Beamte und Angeſtellte der Gemeinde Helfta
28000, Schw. (Delitzſch) 1000. Ortsverein Roitzſch der VSPD. 496,
Neidel (Zahna) 20, N. (Halle) 1500. Heſſe (Kelbra) 5078, Zſchieche
(Bageritz) 5 000, L. F. L. (Bageritz) 70 000, Ortsverein Pieſteritz 11 000,
Ortsverein Pieſteritz 16024, Kohlemann (Halle) 30 000, Beamte und
Angeſtellte der Gemeinde Helfta 300 000, Jhle (Röſſen) 94 260, R. W.
(Ammendorf) 60 000, Terpe (Ammendorf) 10 000, Fichtner (Ammen-
dorf) 10 000. VSPD. durch Sauerwein (Magdeburg) 209,5, G. Wolf
(Wittenberg) 18. Moſch jun. (Schwittersdorf) 1000, G--e (Merſeburg)
1003 000, Dr. S. (Merſeburg) 10 000 000, B. (Merſeburg) 3 100 000,
durch Z. (Halle) geſammelt 300 500. Vollbracht (Halle) 2 000 000,
G. R. (Delitzſch) 300 000, V l (Liebenwerda)' 3 000 000, derſelbe
5 000 000, Gecks (Merſeburg) 1000 000, G--e (Merſeburg) 10 000 000,
Nitze (Zittau) 800 000. Thielemonn (Bedra) 1000000 Tobſt (Halle)
518 000. durch 8. (Halle) geſammelt 40000, K. Ktz. (Halle) 100 000,
Prof. Waentig (Halle) 10000 000. Zimmermann (Ramſin) 100000,
Fichte (Ammendorf) 100 000, Ortsverein Pieſteritz 53 000, derſelbe
3577 000, Wolf (Mereburg) 100 000, Fr. Kunert (Berlin) 1000 000.
Ortsverein der VSPD. Prieſteritz 4000000. Summa: 57 509290.

Genoſſen und Freunde!
Erlahmt nicht in der Unterſtützung Eurer Zeitung, in der Wer-

bung neuer Mitglieder und in der Stärkung des Betriebsfonds

Arbeitsamt Fisleben.
Gewerbliche Abteilung. a) Arbeit-

dafür. Beiträge richte man an den Verlag Harz 4244 oder an das

nut 1 90 zer! N d tnPoſtſcheckkonto 203 19, Verlag Volksblatt G. m. b. H., Poſtſcheckamt
r
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Haustochter, Kontorperſonal Lagerſſtin, in und

Halle a. S., nur Gr. Virichstrasse 27 Fisle hen Stüße, Verkäuſerinnen, Waſchfrauen, Wei Schafſee et 29009 22000 22000 665 000
6 4 8 S Andreaskirebpiata 4. Telephon 631. näherin. b) Offene Stellen: Auf- Echwein ge 70 000 68 000 68 000
O e e ehe ne 1Wirtichefteri Hin a deutenh für Landpfarreo Geſchümge 130000 110000 130000 90000

Rauchplage, die für die Mansfelder Lande mit zum täglichen Brot
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